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75. Sitzung 

Bonn, den 13. Januar 1982 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. Wir 
treten in die 

Fragestunde 
ein. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. 

Die Fragen 1 und 2 des Herrn Abgeordneten Cle-
mens werden nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fra

-

gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Wie hoch belastet im Durchschnitt ein Parlamentarischer 
Staatssekretär mit Vorzimmer, Kraftfahrer und Auto den 
Haushalt, und wie hoch ist die Belastung durch alle Parlamen-
tarischen Staatssekretäre und Staatsminister? 

Bitte schön. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Für einen Staatsminister oder 
Parlamentarischen Staatssekretär werden für die 
Amtsbezüge sowie die Personalausgaben aller Mit-
arbeiter, Kraftfahrzeugkosten und Reisekosten 
jährlich rd. 380 000 DM aufgewendet. Die Ge-
samtausgaben für die Staatsminister und Parla-
mentarischen Staatssekretäre betragen deswegen 
19x 380 000 DM. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir die sich durch diese Multiplikation erge-
bende Gesamtsumme nennen, die Sie sicherlich vor-
liegen haben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Das sind rund 
7,3 Millionen DM. — War das die erste Frage, Herr 
Präsident? 

Präsident Stücklen: Das ist die Frage 3. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Nein, ich meine, ob 
Herr Kollege Hupka damit die erste Frage gehabt 
hat. 

Präsident Stücklen: Das war eine Zusatzfrage, aber 
der Herr Abgeordnete hat noch eine Zusatzfrage. 
Die erste Frage ist beantwortet? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Jawohl. 

Präsident Stücklen: Bitte, die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre 
es nicht, da gespart werden muß, ein Gewinn für den 
Haushalt, wenn gerade bei diesen 19 Staatssekretä-
ren gespart werden könnte?  

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung, Herr Kollege, schließt sich der Beurteilung, die 
ich aus Ihrer Frage heraushöre, nicht an. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da die Bundesregierung zweifellos sowohl über eine 
ganze Anzahl von Bundesministern als auch über 
eine große Zahl von beamteten Staatssekretären 
verfügt, von denen sowohl die einen wie die anderen 
hier gelegentlich wirken und unsere Anfragen be-
antworten: Wäre es nicht mindestens denkbar, daß 
da und dort, wo sich dies anbietet, gewisse Einspa-
rungen erfolgen, um den Sparwillen der Bundesre-
gierung auch auf diese Weise glaubwürdig darzustel-
len? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
guten Gründe, die den damaligen Bundeskanzler 
Kiesinger (CDU) bewogen haben, mit seinen Kolle-
gen im Kabinett das Amt des Parlamentarischen 
Staatssekretärs zu schaffen, sind auch heute noch 
gute Gründe. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wären Sie — trotz der auch weiterhin geltenden Er-
kenntnis des damaligen Kanzlers Kiesinger — ange- 
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Dr. Friedmann 
sichts der anstehenden Sparmaßnahmen und der 
Notwendigkeiten dazu bereit, darauf hinzuwirken, 
daß Parlamentarische Staatssekretäre versuchen, 
ohne Fahrer auszukommen, indem sie selbst fahren, 
wie es auch Unternehmer der Wirtschaft tun müs-
sen? 

(Topmann [SPD]: Kennen Sie einen?) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich sehe keinen Zu-
sammenhang mit der Frage, die Herr Hupka gestellt 
hat. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das hat etwas 
mit Sparen zu tun, Herr Staatssekretär!) 

Im übrigen würde das ja voraussetzen, daß sich je-
der Parlamentarische Staatssekretär einen Führer-
schein anschafft, soweit er noch keinen hat. Inwie-
weit das der Fall ist, weiß ich nicht. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für innerdeutsche Beziehungen auf. 

Die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Schulze 
(Berlin) wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Brück zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Jä-
ger (Wangen) auf: 

Welche Staaten, die von einer Militärdiktatur beherrscht 
sind, erhalten von der Bundesregierung wirtschaftliche oder 
finanzielle Hilfe, und mit welcher Begründung wird in wel-
chen Fällen derartige Hilfe an solche Staaten von der Bundes-
regierung abgelehnt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Brück, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Jäger, oberstes Ziel der Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung ist es, den Menschen zu dienen. 
Dies ist eine langfristige Aufgabe. Entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit ist deshalb von inneren poli-
tischen Veränderungen in den Partnerländern 
grundsätzlich unabhängig und orientiert sich an 
langfristigen Erwägungen. 

Die Bundesregierung ist jedoch auch der Auffas-
sung, daß der Erfolg von Entwicklungsanstrengun-
gen auch von der Verwirklichung gleicher bürgerli-
cher, politischer, wirtschaftlicher, sozialer und kultu-
reller Rechte für alle Mitglieder der Gesellschaft ab-
hängt. Sie achtet daher bei Entscheidungen über 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit auch auf 
die Verwirklichung der Menschenrechte in den Ent-
wicklungsländern. 

In den vertraulichen Erläuterungen zu Kapitel 
23 02 Titel 866 01, Titel 866 03 und Titel 896 03 des 
Bundeshaushalts hat die Bundesregierung mitge-
teilt, mit welchen Entwicklungsländern finanzielle 
und technische Zusammenarbeit für das Haushalts-
j ahr 1982 geplant ist. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
bedeutet Ihre Antwort, daß sich die Bundesregie-
rung scheut, die Staaten beim Namen zu nennen — 
und damit meine Frage nun auch wirklich zu beant-
worten —, in denen Militärdiktaturen herrschen, die 
gleichwohl von der Bundesregierung wirtschaftliche 
oder finanzielle Hilfe erhalten? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
eine Reihe von Staaten, mit denen wir im Rahmen 
der Entwicklungspolitik zusammenarbeiten, hat 
nicht die inneren politischen Verhältnisse, wie wir 
sie in den demokratischen Staaten Europas haben. 

Herr Kollege Jäger, ich dachte aber, Sie hätten ge-
nügend außenpolitische Erfahrungen, um zu wissen, 
daß man eine solche Frage nicht in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages diskutieren kann. Ich 
sagte schon, daß es vertrauliche Erläuterungen gibt, 
die dem Haushaltsausschuß und dem Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit vorliegen, in denen 
alle Länder genannt sind, mit denen die Bundesre-
gierung zusammenarbeitet. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da sich die Bundesregierung in bestimmten Fällen 
— ich könnte solche namentlich nennen — nicht ge-
scheut hat, Militärdiktaturen so zu bezeichnen, 
wenn es welche sind — richtigerweise, wie ich hinzu-
fügen möchte —, verstehe ich gar nicht — und des-
wegen möchte ich die Frage nochmals an Sie stel-
len —, warum es die Bundesregierung hier ablehnt, 
Staaten, die ihre Hilfe erhalten, die aber von Militär-
diktaturen beherrscht werden, auch namentlich so 
zu nennen und solche Staaten, wo dies aus genau 
diesen Gründen abgelehnt wird, ebenfalls zu nen-
nen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diese Staa-
ten dennoch hier vortragen würden. 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich bleibe bei meiner Auffassung, daß es im Inter-
esse der Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
außenpolitischen Beziehungen nicht gut ist, hier alle 
Staaten, mit denen wir entwicklungspolitisch zu-
sammenarbeiten, zu qualifizieren. Es gibt keinen 
Zweifel, daß wir bei einigen Staaten dann, wenn ein 
Militärputsch vorhandene langjährige demokrati-
sche Strukturen zerstört hat, die Zusammenarbeit 
eingestellt haben, um den demokratischen Kräften 
in diesem Lande zu helfen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Penner zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 6 des Herrn Abgeordneten Schrö-
der (Hannover) auf: 

Auf welche Weise entstanden durch Verluste an Möblie-
rungsgerät Schäden in Höhe von insgesamt mehr als 17 000 
DM im Kurhaus, im Unterkunftsbereich der Kaserne und auf 
dem Flugplatz bei der Kommandeurtagung der Bundeswehr 
vom 1. bis 5. Mai 1979, und aus welchen Haushaltsmitteln wur-
den diese Schäden beglichen? 
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Dr. Penner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Schröder, nach 
den Schadensberichten des Wehrbereichskomman-
dos II in Hannover sind im Zusammenhang mit der 
23. Kommandeurtagung der Bundeswehr auf Bor-
kum im Kurhaus, im Unterkunftsbereich der Kaser-
ne, auf dem Flugplatz und bei Möblierungsgerät 
Schäden von insgesamt über 17 000 DM entstanden. 
Die Schäden entstanden während der Vorbereitung, 
Durchführung und Abwicklung im wesentlichen 
durch Verluste von bundeswehreigenem Möblie-
rungsgerät bei Hin- und Rücktransporten aus einem 
Festlandsdepot mit teilweise notwendigen Zwi-
schenlagerungen, am behelfsmäßig hergerichteten 
Sportfliegerplatz durch Landungen und Starts von 
Transall-Flugzeugen, im Kurhaus durch Ein- und 
Ausbau von Stellwänden zur Einrichtung weiterer 
notwendiger Funktionsräume, durch Absicherungs-
maßnahmen sowie durch Schäden an frisch versie-
gelten Parkettfußböden, die im wesentlichen bei den 
Transportarbeiten entstanden sind. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schröder (Hannover) (SPD): Ich hatte gefragt, ob 
es sich bei den 17 000 DM allein um Schäden am Por-
zellan handelt und auf welche Weise diese entstan-
den sind. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich beantworte 
die Frage mit Nein. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Schröder (Hannover) (SPD): Kann es sein, daß we-
nigstens ein Teil der Schäden an Porzellan oder Glas 
sind, und um welchen Teil handelt es sich dann? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, es handelt sich überwiegend um Schäden, 
die an bundeswehreigenem Material entstanden 
sind. Die Ihrer Frage zugrunde liegende Mutma-
ßung, daß es sich bei der Schadensentstehung um 
Exzesse gehandelt haben mag, kann ich nicht bestä-
tigen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten 

Schröder (Hannover) auf: 

Gedenkt die Bundesregierung, diese Schäden auf zivilrecht-
lichem Weg von den Verursachern wieder einzuklagen, oder 
welche anderen Möglichkeiten sieht sie, die Verursacher zur 
Rechenschaft zu ziehen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, Regreßansprüche des Bundes gegen Sol-
daten konnten zum Teil auch aus Rechtsgründen 
nicht geltend gemacht werden. Im übrigen erscheint 
es im Hinblick auf die große Zahl der an den geschil-
derten Tätigkeiten beteiligten Soldaten nicht mög-
lich, konkrete Verantwortlichkeiten für Schäden 
festzustellen. Der Vorgang gibt allerdings Veranlas-
sung, darauf hinzuweisen, daß künftig noch mehr als 
bisher auf den sorgsamen Umgang mit öffentlichen 
Mitteln hinzuwirken ist. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schröder (Hannover) (SPD): Können Sie mir bitte 
sagen, um welche Rechtsgründe es sich dabei han-
deln soll, die dagegen sprechen, den Ersatz für diese 
Schäden von den Verursachern, soweit sie bekannt 
sind, einzuklagen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, ich hatte darauf hingewiesen, daß es sich 
bei der Nichteintreibbarkeit von Schadenersatzan-
sprüchen um zwei Grundlagen handelt: einmal um 
eine tatsächliche Grundlage, die überwiegend greift, 
aber auch um eine rechtliche Erwägung. Die rechtli-
che Erwägung gründet sich darauf, daß Regreßan-
sprüche lediglich dann mit Erfolg geltend gemacht 
werden können, wenn grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz nachzuweisen ist. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Schröder (Hannover) (SPD): Diese rechtlichen Er-
wägungen sind mir durchaus bekannt. Wenn je-
mand aber in dieser Weise Gegenstände des Bundes 
zerstört, wieso geht die Bundesregierung dann da-
von aus, daß eben nicht grobe Fahrlässigkeit vorlie-
ge? Denn, Herr Staatssekretär, z. B. über ein noch 
unversiegeltes Parkett zu laufen, das ja sicherlich 
auch gekennzeichnet worden ist, würde nach meiner 
bescheidenen Rechtsauffassung schon grobe Fahr-
lässigkeit begründen. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schröder, wir können jetzt nicht den Einzelfall be-
werten: ob es sich um einfache oder um grobe Fahr-
lässigkeit handelt. Die Schwierigkeiten, Regreßan-
sprüche durchzusetzen, sind in der Tat darin zu se-
hen, daß sich zwei Gründe, die einander teilweise 
überlappen, gegenüberstehen: einmal tatsächliche 
und zum zweiten Rechtsgründe. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Jung 

(Kandel) auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Es wird so verfahren, wie in den Richtlinien vorgese-
hen. Dasselbe gilt für die Frage 9 desselben Abge-
ordneten. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Wimmer (Neuss) auf: 

Handelt es sich bei den auf der letzten NATO-Ratstagung in 
Brüssel Anfang Dezember 1981 vorgelegten Fabrikaten west-
licher Marinetechnik, die an die UdSSR geliefert worden sein 
sollen, um entsprechende Fabrikate aus bundesdeutscher 
Produktion oder von bundesdeutschen Herstellern? 

Bitte. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wimmer, bei dem am 9. Dezember 1981 auf der Mini-
stertagung der NATO durch US-Verteidigungsmini-
ster Weinberger vorgelegten Fabrikat handelt es 
sich um den sowjetischen Nachbau eines US-ameri-
kanischen mikroelektronischen Bauteils und nicht 
um ein Fabrikat bundesdeutscher Produktion. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann von daher ausgeschlossen werden, daß auch 
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Wimmer (Neuss) 
deutsche Technik in diesem Fabrikat verwendet 
worden ist? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Nach unseren Er-
kenntnissen ist deutsche Technik bei diesem Fabri-
kat — soweit uns das Fabrikat überhaupt bekannt 
ist — nicht verwendet worden. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie gegebenenfalls bereit, zu veranlassen, die-
ser Frage noch einmal detailliert nachzugehen und 
mir eine entsprechende Antwort zukommen zu las-
sen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wimmer, Sie wissen, daß ich immer gerne bereit bin, 
Ihren Anregungen nachzugehen. Nur erlaube ich 
mir, darauf hinzuweisen, daß Verteidigungsminister 
Weinberger bei dieser Tagung — gleichsam beispiel-
haft, ohne den konkreten Gegenstand näher zu be-
zeichnen — darauf hingewiesen hat, daß wir im sen-
sitiven Bereich insgesamt alle — er hat keine ein-
zelne Ansprechsperson näher bezeichnet — etwas 
tun müssen. Unter diesen Umständen erscheint mir 
ein konkretes Nachgehen wenig sinnvoll. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 

Wimmer (Neuss) auf: 
Wie bewertet die Bundesregierung die bei entsprechenden 

Einheiten der Nationalen Volksarmee in der „DDR" vorge-
nommene Modernisierung atomarer Raketen in bezug auf 
Reichweite und Treffgenauigkeit? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß 
Verbände der Nationalen Volksarmee, die mit ato-
maren Gefechtsköpfen ausgerüstet werden können, 
modernisiert worden seien. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist es möglich, daß der Bewußtseinsstand innerhalb 
des Bündnisses hinsichtlich dieser Frage insoweit 
unterschiedlich ist, als der Bundesregierung dar-
über keine Erkenntnisse vorliegen, aber anderen 
NATO-Partnern sehr wohl Erkenntnisse darüber 
vorliegen, die der Bundesregierung gegenüber dann 
auch mitgeteilt worden sind? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies 
ist nicht in mein Wissen gestellt. Ich weiß nicht, was 
die Regierungen anderer Bündnispartner wissen, 
uns aber nicht mitgeteilt haben. Darüber kann ich 
keine Auskunft geben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie gegebenenfalls bereit, diesem Sachverhalt 
etwas anders als dem in der Frage 10 angesproche-
nen Sachverhalt nachzugehen, und werden Sie sich 
in Anbetracht der Brisanz dieser Problematik wirk-
lich darum bemühen, hier eine entsprechende Aus-
kunft zu geben? Können Sie mir in diesem Zusam-
menhang auch sagen, über welche Ausrüstungsge-

genstände die Streitkräfte der DDR in diesem Zu-
sammenhang bisher verfügt haben? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wimmer, die Auskunft, die ich Ihnen gegeben habe, 
ist auf internationaler Ebene — besonders im Bünd-
nis — abgesichert. Was die Ausrüstung der Nationa-
len Volksarmee angeht, so wissen wir, daß sie Sy-
steme hat, die für eine atomare Bewaffnung geeig-
net sind. Ich sage aber ganz offen: Wir können keine 
Auskunft darüber geben, ob diese Systeme auch 
atomar bestückt sind. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Feldmann auf: 

In welchem Ausmaß finden Antritts- und Abschiedsbesu-
che der Kommandeure der Kommandobehörden der Bundes-
wehr im unterstellten bzw. übergeordneten bzw. im zivilen 
oder NATO-Bereich statt, und welche Kosten werden dadurch 
verursacht? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Feldmann, offizielle Besuche von Soldaten und per-
sönliche Meldungen sind in Kapitel 5 der Zentralen 
Dienstvorschrift 10/8 geregelt. In dieser Vorschrift 
ist folgendes angeordnet: 

Im übergeordneten, zivilen und NATO-Bereich 
wird beim Abschiedsbesuch gleichzeitig der Nach-
folger eingeführt. 

Im unterstellten Bereich wird der entsprechende 
Besuch im Rahmen der Dienstaufsicht abgewik-
kelt. 

Anläßlich von Dienstantritts- und vergleichbaren 
Meldungen beim übergeordneten Bereich entstehen 
keine Reisekosten. 

Aus der Vorschrift folgt auch das Gebot eines 
sparsamen Einsatzes der Haushaltsmittel. 

Antritts- und Abschiedsbesuche von Komman-
deuren der Kommandobehörden der Bundeswehr 
bei den genannten Stellen werden statistisch nicht 
erfaßt. Eine ins einzelne gehende Darstellung sowie 
Angaben über die Kosten würden umfangreiche, 
zeitaufwendige und mit Kosten verbundene Erhe-
bungen nötig machen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Feldmann (FDP): Danke sehr, Herr Staatsse-
kretär Penner. Sind Sie bereit, mir abzunehmen, daß 
es mir bei meiner Fragestellung auch darum ging, ei-
nen sparsamen Einsatz der Haushaltsmittel sicher-
zustellen? Sind Sie auch bereit, mir abzunehmen, 
daß ich damit nicht eine neue Statistik herbeireden 
will? Wäre es aber möglich, Herr Staatssekretär, 
durch Stichproben in dieser Frage weiterzukommen 
und mir gelegentlich eine einschlägige Antwort zu 
erteilen? Könnten Sie mir — das ist meine Zusatz-
frage — auch noch mitteilen, welche Kosten neben 
den Kosten, die die Besuche der Kommandeure ver-
ursachen, durch das Begleitpersonal — Begleitoffi-
ziere, Fahrer usw. — entstehen? 
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Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Feldmann, das waren vier Zusatzfragen, wenn ich 
richtig gezählt habe. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Es ware eine Zusatz

-

frage!) 

— Sie sagen, es war eine Zusatzfrage. Ich will das 
nicht kommentieren, Herr Präsident. 

Präsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, es waren zunächst einmal vier Zu-
satzfragen, die schon nicht zulässig waren, und dann 
kam die eigentliche Zusatzfrage, die gerade noch zu-
lässig ist. Wenn Sie sie beantworten wollen, bitte! 

(Dr. Feldmann [FDP]: Ich bedanke mich, 
Herr Präsident!) 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Die ersten beiden 
Zusatzfragen, die eine persönliche Einschätzung der 
Motivation Ihrer Fragestellung zum Gegenstand 
hatten, beantworte ich mit einem uneingeschränk-
ten Ja. Die dritte Frage lautete, ob es mir möglich sei, 
mittels Stichproben Ihren Intentionen Rechnung zu 
tragen. In dieser Hinsicht möchte ich etwas zurück-
haltend sein. Dies liefe nämlich im Grunde genom-
men Ihrer ersten Fragestellung zuwider. Ich greife 
Ihre Anregung aber auf, indem ich darauf hinweise, 
daß gerade in der Zeit eines engen Haushalts mit 
den öffentlichen Mitteln noch sparsamer als bisher 
umzugehen ist. 

Was schließlich die Begleitpersonen angeht, so 
habe ich bereits darauf hingewiesen, daß die in Rede 
stehenden Besuche nicht erfaßt werden. Eine Erhe-
bung würde, wenn sie überhaupt möglich ist, auch 
mit hohem Zeitaufwand und sehr viel Kosten ver-
bunden sein. Es ist davon auszugehen, daß Dienstan-
tritts- und vergleichbare Besuche beim übergeord-
neten und beim unterstellten Bereich nicht mit spe-
ziellen Kosten verbunden sind. Bei entsprechenden 
Besuchen im zivilen und NATO-Bereich können Rei-
sekosten für den Kraftfahrer entstehen. Ob sie ent-
stehen, richtet sich nach dem jeweils geltenden 
Recht. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung eine Notwendigkeit, diese An-
tritts- und Abschiedsbesuche der Kommandeure auf 
ein Minimum zu beschränken? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Feldmann, ich glaube, daß diese Besuche sinnvoll 
sind. Sie entsprechen dem Bedürfnis der Bundes-
wehr, sich auch in die Gesellschaft zu integrieren, 
was die Begegnung mit dem zivilen Bereich angeht. 
Sie dienen aber, was Besuche in der NATO und in-
nerhalb der Bundeswehr angeht, auch dazu, Kon-
takte zu vertiefen, die zur Erfüllung des Auftrags 
notwendig erscheinen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Verkehr auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Mahne zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Feldmann auf: 

Zu welchen Ergebnissen haben die Verhandlungen über die 
vermuteten Grau- und Schwarzmarktaktivitäten der „Singa-
pore Airlines" zwischen dem Bundesverkehrsministerium 
und der Republik Singapur geführt? 

Bitte. 

Mahne, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Dr. Feldmann, die am 9. 
und 10. Dezember 1981 in Singapur zwischen einer 
deutschen und einer singapurischen Regierungsde-
legation abgehaltenen Konsultationen führten zu 
folgender schriftlicher Vereinbarung: 

1. Beide Seiten stimmen darin überein, daß es 
im Interesse einer gesunden Fortentwicklung 
des Luftverkehrs liegt, daß Singapore Airlines 
und alle anderen Flugliniengesellschaften aus-
schließlich nur die vom Bundesminister für Ver-
kehr genehmigten Tarife anwenden. Singapore 
Airlines wird daher die Bemühungen des Bun-
desministers für Verkehr zur Sicherstellung der 
Tarifordnung entsprechend unterstützen. 

2. Der von Singapore Airlines beim Bundesmini-
ster für Verkehr eingereichte Winterflugplan, 
der wegen der fortgesetzten Tarifunterbietun-
gen der Singapore Airlines zunächst nur befri-
stet bis zum 31. 12. 1981 genehmigt worden war, 
wird nunmehr ohne Einschränkungen bis zum 
Ende der Flugplanperiode am 31.3. 1982 geneh-
migt. 

3. Lufthansa und Singapore Airlines werden in 
Kürze auf Gesellschaftsebene über die von sin-
gapurischer Seite Tarifveränderungen beraten. 
Das Ergebnis wird dem Bundesminister für 
Verkehr zur Genehmigung vorgelegt. 

4. Eine Fortsetzung der Konsultationen auf Re-
gierungsebene ist für Ende Februar 1982 in 
Bonn vorgesehen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß dabei die Zusage des Verkehrsministeri-
ums gemacht wurde, in Zukunft für eine gleichran-
gige und lückenlose Überwachung der Flugtarife bei 
allen Fluggesellschaften Sorge zu tragen? Und wie 
gedenkt, wenn dies richtig ist, Herr Staatssekretär 
Mahne, das Bundesverkehrsministerium diese Zu-
sage zu realisieren? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Feld-
mann, eine gleichwertige und gleichartige Überprü-
fung der Flugtarife hat es bisher immer schon gege-
ben. Es hat keine Singapore Airlines diskriminie-
rende Überprüfung gegeben. 

Darüber hinaus hat der Bundesverkehrsminister 
an die Regierungen im südostasiatischen Verkehrs-
gebiet, in dem überwiegend Tarifunterbietungen 
festgestellt wurden, sowie an alle in der Bundesrepu-
blik tätigen Flugliniengesellschaften und an den 
Deutschen Reisebüroverband ein Schreiben gerich-
tet und sie dazu aufgefordert, die vom Bundesver-
kehrsminister eingeleiteten Maßnahmen zur Si-
cherstellung der Tarifordnung u. a. durch verstärkte 
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Parl. Staatssekretär Mahne 
Durchführung von Flugscheinkontrollen zu unter-
stützen und auch entsprechend selbst tätig zu wer-
den. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Staatssekretär Mahne, 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß sich das 
bisher praktizierte Verfahren der Tariffindung im 
Luftverkehr bewährt hat, oder hält die Bundesregie-
rung eine Liberalisierung des heutigen Tarifsy-
stems für ein besseres Mittel, um zu verbraucher-
freundlichen Luftverkehrstarifen zu kommen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Erfahrungen ge-
rade im Atlantikverkehr, Herr Kollege Dr. Feld-
mann, haben gezeigt, daß eine zu starke Liberalisie-
rung der Tarife im Flugverkehr ihre Grenzen hat 
und letztlich zu Lasten des Verbrauchers geht. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten Col-

let auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß mehr als 70 v. H. aller 

Kraftfahrer auf Bundesstraßen und Autobahnen die Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen an Baustellen und schwierigen 
Straßenführungen nicht einhalten, weil sie aus Erfahrung 
wissen, daß die angegebene Höchstgeschwindigkeit niedriger 
ist, als die Verkehrslage es erfordert, oder weil sie den Ein-
druck haben, daß man eben die Schilder verwendet, die man 
gerade zur Verfügung hat, so daß als Folge davon der korrekte 
Kraftfahrer zum Verkehrshindernis wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, wenn 
der Herr Kollege Collet gestattet, möchte ich wegen 
des Sachzusammenhangs die Fragen 14 und 15 ge-
meinsam beantworten. 

Präsident Stücklen: Gut. Ich rufe dann auch die 
Frage 15 des Abgeordneten Collet auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Überprüfung der Ver-
kehrsschilder mit Geschwindigkeitsbegrenzung zu veranlas-
sen, die Geschwindigkeitsbegrenzung nach oben zu verschie-
ben und zum Ausgleich die Übertretungsgebühren und Stra-
fen zu erhöhen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Collet, 
der Bundesregierung liegen keine Untersuchungen 
vor, daß mehr als 70 % aller Kraftfahrer auf Bundes-
straßen und Autobahnen die Geschwindigkeitsbe-
grenzungen an Baustellen mißachten, wie dies in Ih-
rer Frage angedeutet war. 

Die Höchstgeschwindigkeitszeichen an Baustel-
len werden nicht von den Baufirmen mehr oder we-
niger willkürlich aufgestellt. Die Zuständigkeit hier-
für liegt vielmehr bei den Straßenverkehrs- und 
Straßenbaubehörden. Die Beschilderung erfolgt 
nach sogenannten Regelplänen, die Bestandteil der 
mit den obersten Landesbehörden abgestimmten 
Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an 
Straßen sind. 

Ich will nicht bestreiten, Herr Kollege, daß es Fälle 
geben kann, in denen diese Richtlinien nicht beach-
tet werden. Zu einer generellen Überprüfung aller 
Höchstgeschwindigkeitszeichen besteht keine Ver-
anlassung. Zuständig für Anordnung, Überprüfung 
und Aufhebung von örtlichen Höchstgeschwindig-
keiten sind — nach Anhörung der Polizei- und der 

Straßenbaubehörden — die Straßenverkehrbehör-
den der Länder. Diese richten sich hierbei nach der 
sehr eingehenden, mit Zustimmung des Bundesrats 
erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Zeichen „Zulässige Höchstgeschwindigkeit". Da die 
Bundesländer bisher Änderungswünsche hierzu 
nicht geäußert haben, geht die Bundesregierung da-
von aus, daß sich die Vorschriften bewährt haben. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Collet (SPD): Herr Staatssekretär, wenn die Bun-
desregierung keine statistischen Erkenntnisse dar-
über hat, daß 70 % der Kraftfahrer — wie ich behaup-
te, wenn es nicht sogar mehr sind — diese Verkehrs-
beschränkungen auf Bundesstraßen und Autobah-
nen — sicher auch auf Landesstraßen — mißachten, 
darf ich Sie fragen, ob Sie selbst als Verkehrsteil-
nehmer solche Erkenntnisse haben. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich habe in meiner 
Antwort bereits darauf hingewiesen, daß es durch-
aus Fälle geben kann, in denen diese Vorschriften 
nicht beachtet werden. Aber ich kann auch nach 
meinen eigenen Erkenntnissen die von Ihnen ge-
nannten 70 % nicht bestätigen. 

(Collet [SPD]: Wollen Sie sie höher anset-
zen?) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
gesagt haben, daß die Baubehörden diese Geschwin-
digkeitsbegrenzungen festlegen, frage ich: Ist es 
denkbar, daß diejenigen, die diese Schilder aufstel-
len bzw. die Weisung dazu erteilen, schon unterstel-
len, daß der Kraftfahrer schneller fährt, und — weil 
sie das unterstellen — von vornherein eine niedri-
gere Zahl ansetzen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in Ihrer 
Frage ist eine Vermutung enthalten, die ich für mich 
selbst in einer Antwort nicht nachvollziehen kann. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Herr Staatssekretär, ich glaube, 
diese Angelegenheit wäre es wert, eine Stichproben-
befragung von Kraftfahrern vorzunehmen — und 
ich frage Sie, ob die Bundesregierung dazu bereit 
wäre; man müßte den Kraftfahrern dabei allerdings 
zusichern, daß sie nicht bestraft werden —, damit 
festgestellt werden kann, wie hoch die Zahl derjeni-
gen ist, die tatsächlich diese Geschwindigkeits-
beschränkungen nicht beachten. 

Mahne, Parl Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
noch einmal darauf hinweisen, daß die Geschwindig-
keitsbegrenzungen an Baustellen j a nicht willkür-
lich erlassen und eingerichtet werden. Ich habe in 
meiner ersten Antwort bereits gesagt, wie streng je-
weils das Verfahren ist, das zu dieser Geschwindig-
keitsfestsetzung führt. Ich möchte auch darauf hin-
weisen, daß die Bundesregierung ein großes Inter-
esse daran haben muß — ganz gleich, wie hoch die 
Zahl der Kraftfahrer ist, die sich daran halten —, 
daß jeder Kraftfahrer diese Geschwindigkeitsbe- 
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grenzungen einhält. Sie sind j a nicht nur wegen des 
Straßenzustandes an der Baustelle erlassen worden, 
sondern auch zum Schutz der Arbeitnehmer, die auf 
dieser Baustelle tätig sind. Auch das wird bei der 
Festsetzung der Höchstgeschwindigkeit berücksich-
tigt. Ich glaube, wir alle müssen uns diesem Schutz 
der Arbeitnehmer verpflichtet fühlen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Collet .(SPD): Dem letzten schließe ich mich an, 
wenngleich das nicht meine Frage ist, Herr Staats-
sekretär. 

Ich will deshalb noch einmal nachfragen: Kann es 
Sinn einer Gesetzgebung sein — selbst wenn es sich 
hier nicht um ein wirkliches Gesetz handelt —, et-
was vorzuschreiben, wenn man schon im vorhinein 
weiß, daß sich ein Großteil nicht daran hält und daß 
diejenigen, die das einhalten, durch die übrigen 
Kraftfahrer geradezu bestraft werden, indem man 
ihnen nämlich womöglich einen Vogel zeigt oder 
hinter ihnen blinkt, weil sie eben so langsam fahren, 
wie es vorgeschrieben ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Auf-
gabe des Deutschen Bundestages und aller Abgeord-
neten sollte auch darin bestehen, die Kraftfahrer auf 
die Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzung an 
Baustellen hinzuweisen. Sie sollten mithelfen, einen 
Beitrag zur Verbesserung der Verkehrssicherheit zu 
leisten. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Collet, jetzt 
haben Sie es. Jetzt werden Sie verdächtigt, an diesen 
Baustellen dauernd straffällig zu werden. 

(Collet [SPD]: Ich werde den Staatssekretär 
beobachten lassen! — Heiterkeit) 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Zeitler. 

Zeitler (SPD): Herr Staatssekretär, ich fahre mein 
Fahrzeug selber und habe die gleiche Beobachtung 
gemacht wie der Herr Abgeordnete Collet, so daß ich 
mich dem zuletzt Gesagten anschließe. Wenn es 
schier unmöglich ist, 60 oder 30 km/h einzuhalten, 
weil die gesamte Kolonne schneller fährt — viel-
leicht auch in dem Gefühl, daß die Autos sicherer als 
anderswo sind —, und das auch häufig an Baustellen 
zu beobachten ist, wo niemand arbeitet, frage ich 
Sie: Wenn Sie eine Statistik nicht herstellen wollen, 
können Sie dann wenigstens einmal feststellen, was 
im Laufe des letzten Jahres in Flensburg wegen zu 
schnellen Fahrens an Baustellen an Punkten einge-
tragen worden ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, ob in Flensburg eine Statistik so geführt 
wird, daß das ermittelbar ist. Aber ich will mich gern 
darum bemühen und bin gern bereit, Ihnen diese zu-
zuleiten. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
— Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 
Topmann auf: 

Ist es richtig, daß Spezialanhänger zur Beförderung von 
Sportgeräten, wie Transporter für Segelflugzeuge, Boote oder 
Pferde, weder steuer- noch versicherungspflichtig sind und 
auch nicht der regelmäßigen TÜV-Überprüfung unterliegen, 
und wenn j a,  hält die Bundesregierung eine derartige Bevor-
zugung „gehobener" Sportarten für gerechtfertigt, oder denkt 
sie daran, diesen Zustand auf gesetzlichem oder Verord-
nungswege zu ändern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Top-
mann, es trifft zu, daß Spezialanhänger zur Beförde-
rung von Sportgeräten oder Tieren für Sportzwecke 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 6 Buchstabe m der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung zulassungsfrei und da-
mit auch steuer- und versicherungsfrei sind. Sie un-
terliegen auch nicht der regelmäßigen technischen 
Überwachung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung, der sogenannten TÜV-Überwa-
chung. 

Die Bundesregierung prüft laufend, ob die Zulas-
sungspflicht für diese Sportanhänger gerechtfertigt 
ist bzw. welche Maßnahmen getroffen werden soll-
ten, um die Vergünstigungen auf ein angemessenes 
Maß zu begrenzen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Topmann (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, wie es zu der Privilegierung der von Ih-
nen genannten Fahrzeuge gekommen ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die heutige zulas-
sungsrechtliche Behandlung von Sportanhängern, 
Herr Kollege Topmann, ist auf eine Regelung aus 
dem Jahr 1962 zurückzuführen. Grund für die Zulas-
sungsfreiheit war damals, daß diese Fahrzeuge nur 
begrenzt im Verkehr verwendet werden. Man ging 
hinsichtlich der verkehrssicheren Wartung der An-
hänger im übrigen von der Sorgfalt der Sporttrei-
benden und der Sportvereine aus. Außerdem sollte 
die Regelung der Förderung des Sports dienen. 

Inzwischen ist fraglich geworden — das will ich 
ausdrücklich sagen —, ob der Gesichtspunkt der be-
grenzten Verwendung im Straßenverkehr in dieser 
allgemeinen Formulierung noch zutrifft. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Topmann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir einig, daß diese Fahrzeuge im weitesten Sinne 
der Freizeitgestaltung dienen, daß zur Freizeitge-
staltung letztlich aber auch sämtliche Wohnwagen-
anhänger gerechnet werden müßten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig. Auch 
die Wohnwagen und Wohnanhänger dienen sicher-
lich der Freizeitgestaltung. Gerade deshalb muß 
auch überprüft werden, inwieweit die Steuerbefrei-
ung und zulassungsrechtliche Behandlung dieser 
Spezialanhänger in dieser Form weiter aufrechter-
halten werden kann. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Die Frage 17 des Herrn Abgeordneten Dr. Jobst 

und die Fragen 20 und 21 des Herrn Abgeordneten 
Dr. von Geldern werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
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Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Friedmann auf: 
Ist der Bau einer Bundesbahnschnelltrasse Mannheim-Ba-

sel, die im Teilstück Rastatt-Offenburg alleine 1 Milliarde 
DM kosten soll, noch aktuell, nachdem der finanzielle Spiel-
raum der Deutschen Bundesbahn immer geringer wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Friedmann, gegenüber meiner Antwort auf Ihre 
etwa gleichlautende Frage in der Fragestunde im 
Juni 1981— Protokoll der 47. Sitzung, Anlage 8 — ha-
ben sich keine Änderungen ergeben. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär 
Mahne, darf ich davon ausgehen, daß Sie diese Aus-
sage auch im Bewußtsein der Tatsache machen, daß 
die Bundesregierung die Zuschüsse an die Bundes-
bahn auf 13 bis 14 Milliarden DM jährlich limitiert 
hat und somit die Schulden der Bundesbahn wäh-
rend der nächsten drei bis vier Jahre auf über 
50 Milliarden DM steigen werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es wird 
bei der Bundesbahn eine Prioritätenfestsetzung bei 
den künftigen Investitionen geben — wie auch 
schon in der Vergangenheit —, und der Neubau oder 
der Ausbau von Strecken wird eine hohe Priorität 
haben. 

Bei der von Ihnen angesprochenen Strecke laufen 
zur Zeit die Vorbereitungen zum Raumordnungsver-
fahren. Mit dessen Einleitung wird 1982 zu rechnen 
sein. Natürlich wird über die endgültige Finanzie-
rung erst nach der Entscheidung über das Vorhaben 
nach § 14 des Bundesbahngesetzes und nach Auf-
nahme in den Wirtschaftsplan der Deutschen Bun-
desbahn entschieden werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da 
die Planungen der Bahn oft mit denjenigen der be-
troffenen Gemeinden kollidieren — indem diese 
z. B. oft ein Industriegebiet oder ein Wohngebiet dort 
planen, wo die Schnelltrasse hindurchgehen soll —, 
darf ich Sie bitten, angesichts dieser Tatsache auf 
die Bundesbahn einzuwirken, daß sie stets rechtzei-
tig ihre Planungen mit den Gemeinden abstimmt 
oder diese zumindest darüber informiert? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Bei allen Berichten, 
die die Bundesbahn — auch hier im Verkehrsaus-
schuß — zur Frage der Planungen und ihrer Umset-
zung gegeben hat, kann man eigentlich davon ausge-
hen, daß die Bundesbahn dies tut. Ich will aber gern 
Ihre Frage zum Anlaß nehmen, die Bundesbahn dar-
auf hinzuweisen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Friedmann auf: 
Wie verteilen sich die Straßenbaumittel auf die vier Regie-

rungsbezirke des Landes Baden-Württemberg während der 
nächsten zehn Jahre, wenn beim Bau von Bundesstraßen die  

vom Verkehrsausschuß des Bundestages am 9. Dezember 
1981 ausgesprochenen Empfehlungen vom Bundesverkehrs-
minister befolgt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Friedmann, 
lassen Sie mich zunächst eine grundsätzliche Fest-
stellung machen. Der Bundesminister für Verkehr 
hat immer betont, daß er Maßnahmen in den Län-
dern nach verkehrspolitischen Prioritäten in die 
Baustufe I a aufnehmen wird. Dies gilt auch für Ba-
den-Württemberg. 
Unabhängig davon kann Ihre Frage erst dann be-

antwortet werden, wenn der „3. Fünfjahresplan 
(1981-1985) mit den Ergänzungen bis 1990" erarbei-
tet ist, der eine Aufteilung der Jahresansätze auf 
Einzelmaßnahmen enthält. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. FrIedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär 
Mahne, darf ich aus Ihrer Antwort schließen, daß die 
regionalpolitische Aufteilung solcher Investitionen 
des Bundes auf einzelne Landesteile nicht unter 
dem Gesichtspunkt vorgenommen wird, welche Aus-
wirkungen sich daraus auf den Arbeitsmarkt erge-
ben? Und sind Sie demnach tatsächlich gewillt, die 
Empfehlungen des Verkehrsausschusses, die ja in 
machen Teilen vielleicht auch zufällig zustande ge-
kommen sind, als verbindlich hinzunehmen? 

(Topmann [SPD]: „Zufällig"? Das ist eine 
schlimme Sache!) 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
das letzte aufnehmen. Die Empfehlungen des Ver-
kehrsausschusses — ich habe an den Beratungen 
selber teilgenommen — sind sehr sorgfältig erarbei-
tet und diskutiert worden. Gerade was den Bereich 
Baden-Württemberg betrifft, sind sie auch weitest-
gehend im Konsens der drei Fraktionen erarbeitet 
worden. 

Die Mitglieder des Verkehrsausschusses haben 
sich in der gleichen Weise wie der Bundesminister 
für Verkehr an die verkehrspolitischen Prioritäten 
in einem Bundesland gehalten und haben hier nicht 
noch einmal eine regionale Aufteilung der Mittel 
vorgenommen. Dies hat zu den Empfehlungen des 
Verkehrsausschusses geführt, und ich kann Ihnen 
sagen, daß der Bundesminister für Verkehr am Mon-
tag entschieden hat, die Empfehlungen des Ver-
kehrsausschusses — mit einer Ausnahme in einem 
anderen Bundesland — vollinhaltlich zu überneh-
men. 

Präsident Stücklen: Bitte, eine weitere Zusatzfra-
ge. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär 
Mahne, da dieser Konsens von Ihnen ja auf die Frak-
tionen beschränkt wurde, die im Verkehrsausschuß 
vertreten sind, 

(Topmann [SPD]: Da sind alle vertreten!) 
möchte ich Sie fragen, warum Sie in einem solchen 
Falle nur auf Vorstellungen Rücksicht nehmen, die 
über die Vertreter der Fraktionen hier vorgebracht 
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werden, und dabei die wohlfundierten Ratschläge 
der Länder, die ja im Auftrage des Bundes handeln 
müssen und die ohne weiteres von draußen her die 
Erfahrungen haben, übergehen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, leider 
ist es so, daß sich das Land Baden-Württemberg bei 
der Erarbeitung der Vorschläge für die Baustufen I a 
und I b der Mitarbeit enthalten hat. 

(Merker [FDP]: Aha!) 

Von daher war der Bundesminister für Verkehr not-
wendigerweise in die Lage versetzt, allein einen Vor-
schlag zu erarbeiten, der dann dem Verkehrsaus-
schuß vorgelegt worden ist und der anschließend mit 
entsprechenden Empfehlungen des Verkehrsaus-
schusses an den Bundesminister für Verkehr zu-
rückgegangen ist. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ich habe keine 
Frage mehr, aber Sie sollten die Gründe an

-

geben!) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, dem Hohen Hause mitzuteilen, mit welcher 
Begründung sich das Land Baden-Württemberg in 
dieser Frage zurückgehalten hat? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ja. Das Land Baden-
Württemberg hat einer Aufteilung der Dringlich-
keitsstufe I des Ausbauplans Bundesfernstraßen in 
die Baustufen I a und I b — einer Aufteilung, die 
nach Auffassung des Bundesverkehrsministers und 
auch des Verkehrsausschusses des Deutschen Bun-
destages auf Grund der Veränderungen der finan-
ziellen Rahmenbedingungen notwendig geworden 
war — nicht zugestimmt und deshalb seine Mitar-
beit versagt. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Topmann. 

Topmann (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Meinung, daß der Abgeordnete Friedmann 
gut daran täte, weitere Aufklärung über die von ihm 
gestellten Fragen beim verkehrspolitischen Spre-
cher der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Schulte, einzuho-
len? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Top-
mann, ich gehe davon aus, daß die Zusammenarbeit 
der Kollegen in der CDU/CSU-Fraktion untereinan-
der so gut ist, daß dies geschehen ist; falls nicht, wird 
es sicherlich nachgeholt werden. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Es ist gesche

-

hen!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für das Post- und Fernmeldewesen. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Becker zur Verfügung. 

Die Fragen 24 und 25 des Herrn Abgeordneten 
Linsmeier sowie die Fragen 27 und 28 des Herrn Ab-

geordneten Conradi werden auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 22 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Diederich (Berlin) auf: 

Wie viele illegale Radio- bzw. Fernsehsender („Piratensen-
der", die Hörfunk- bzw. Fernsehprogramme verbreiten) gibt 
es derzeit im Bereich der Bundesrepublik Deutschland und in 
Berlin (West), einschließlich solcher Sender, die außerhalb 
der Grenzen gezielt auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland ausstrahlen, und wie ist die Entwicklung der 
letzten Jahre? 

Becker, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
gestatten Sie bitte, daß ich die beiden Fragen des 
Herrn Abgeordneten wegen des Sachinhalts zusam-
menfassend beantworte, wenn der Herr Abgeord-
nete damit einverstanden ist. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Einverstan-
den!) 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich zusätzlich Frage 
23 des Herrn Abgeordneten Dr. Diederich (Berlin) 
auf: 

Wie hoch ist die Zahl der von der Fahndung der Deutschen 
Bundespost entdeckten Stationen, und wie viele Verurteilun-
gen mit welchen Strafen auf Grund des Fernmeldeanlagenge-
setzes hat es gegeben? 

Bitte sehr. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Im Bereich der Bun-
desrepublik Deutschland und in Berlin (West) gibt 
es nach vorliegenden Erkenntnissen derzeit 15 ille-
gale Sender mit rundfunkähnlichen Aussendungen. 
Aus dem Ausland strahlen 5 illegale Sender in das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ein. Nicht 
genehmigte Fernsehsender wurden bisher nicht 
festgestellt. 

Die Entwicklung der Anzahl der nicht genehmig-
ten Sendefunkstellen ist ansteigend. In den letzten 
Jahren wurden 46 nicht genehmigte Sendefunkstel-
len durch die Polizei stillgelegt. 

Von den der Deutschen Bundespost bekanntge-
wordenen Strafverfahren nach dem Fernmeldeanla-
gengesetz gab es 12 Einstellungen des Verfahrens, 1 
Freispruch und 7 Verurteilungen. Das Strafmaß er-
streckte sich überwiegend auf Geldstrafen zwischen 
60 und 90 Tagessätzen zu je 10 bis 35 DM. In einem 
Fall wurden vier Monate Haft auf Bewährung und 
eine Geldbuße in Höhe von 800 DM zuzüglich der 
Verfahrenskosten und Einzug der Geräte ver-
hängt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
kann man diese Sender einer bestimmten Szene, 
also bestimmten politischen oder sozialen Gruppen, 
zurechnen, und wie viele von ihnen sind kommer-
ziell orientiert, wie viele mehr politisch? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
man eine Unterscheidung nach diesen Kategorien 
treffen kann. Dies wird klar, wenn ich einmal sage, 
worum es sich handelt. So gibt es Sender, die unter 
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„Radio Luftikus", „Radio Kebab", „Radio Wellenbre-
cher", „Radio Atlanta", „Radio Zigeuner", „Radio 
Hase 3", „Radio Querfunk", „Radio Eulenspiegel", 
„Radio Fledermaus", „Radio Freies Aachen" und 
„Radio Wahnsinn" firmieren. Deswegen würde ich 
sie weder bestimmten politischen Richtungen noch 
einer bestimmten gesellschaftlichen Gruppe zuord-
nen. Es gibt große Individualisten, die sich auf die-
sem Gebiet betätigen. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich darf die Frage noch einmal präzisieren. Ich be-
ziehe mich auf einen Kommentar in der „Süddeut-
schen Zeitung" vom 31. August vorigen Jahres, wo 
gesagt wird: 

Initiativen von Umweltschützern, Hausbeset-
zern oder Homosexuellen sehen sich in den offi-
ziellen Funk-Medien nicht genügend vertreten 
und nutzen die „Freien Radios" als ihr Forum. 

Würden Sie nicht zustimmen, daß hier doch be-
stimmte gesellschaftliche oder soziale Gruppen ver-
suchen, sich auf diese Weise Gehör zu verschaf-
fen? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Das will ich nicht be-
streiten. Nur kann man sie nicht nach einzelnen po-
litischen Richtungen oder Schwerpunkten einord-
nen. Es ist auch sehr schwer, die einzelnen Sender 
zu orten, weil sie oft nur wenige Minuten am Tage 
senden. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
gedenkt die Bundesregierung, dem Beispiel 
Frankreichs oder Belgiens zu folgen und diese nicht-
kommerziellen Aktivitäten zu legalisieren oder sie 
zu dulden? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Nein, derartige Ab-
sichten sind nicht im Gespräch. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie Annoncen, die man vor allen Din-
gen in alternativen Zeitungen, z. B. in der Berliner 
„Tageszeitung", findet und die Sendungen solcher 
nicht genehmigter Sender ankündigen? Halten Sie 
solche Annoncen für rechtlich zulässig, und werden 
diese Annoncen verfolgt? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
sie rechtlich zulässig sind. Die Deutsche Bundespost 
weist bei solchen Verfahren immer darauf hin, daß 
sie, sobald ihr nicht genehmigte Rundfunkanlagen 
bekannt werden, nur im Zusammenwirken mit der 
Polizei tätig werden kann. Das heißt, die Bundespost 
wird nicht selbst tätig, sondern erstattet Anzeige, 
wenn Bestimmungen des Fernmeldeanlagengeset-
zes verletzt werden. Die Polizei geht diesen Anzei-
gen nach. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 29 des Herrn Abgeordneten 
Herberholz auf. 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost davon ausgeht, 
daß Kabelverbreitungsanlagen wie z. B. in Bad Homburg nur 
dann rentabel seien, wenn alle Rundfunkteilnehmer in der be-
treffenden Gemeinde zum Anschluß an die Gemeinschaftska-
belanlage durch von der Gemeinde beschlossene Antennen-
verbote gezwungen würden? 

Bitte sehr. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Herberholz, die Deutsche Bundespost errichtet 
Breitbandverteilanlagen in Fällen eines akuten ört-
lichen Bedarfs. Ein solcher Bedarf wird unter ande-
rem als gegeben angesehen, wenn eine Gemeinde 
aus von ihr zu vertretenden Gründen, z. B. bauästhe-
tischen Aspekten, in einem Neubaugebiet ein Anten-
nenverbot verhängt. Die Bundespost wird hier aber 
nicht aktiv, sondern sie wird erst auf Anregung in 
solche Bauvorhaben eintreten. 

Die Rentabilität von Kabelanlagen ist von dem 
Verhältnis der erzielten Einnahmen und der für die 
Errichtung der Anlage entstehenden Kosten abhän-
gig. Daher ist eine hohe Anschlußdichte aus der 
Sicht der Deutschen Bundespost zwar wünschens-
wert; jedoch ist eine Rentabilität nicht nur dann ge-
geben, wenn alle Rundfunkteilnehmer in dem be-
troffenen Gebiet angeschlossen werden. Im übrigen 
sind die Dienststellen der Bundespost angewiesen, 
nicht auf Antennenverbote bei den Gemeinden hin-
zuwirken. Dies trifft auch für die Kabelanlage in 
Bad Homburg zu. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
unter Umständen bekannt, daß das Fernmeldeamt 
Eschborn, das für die genannte Anlage zuständig ist, 
mit dem Ziel auf die Stadt Homburg eingewirkt ha-
ben könnte, ein allgemeines Antennenverbot zu er-
lassen? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Nein, derartige Akti-
vitäten der Post sind mir nicht bekannt. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie dann vielleicht sagen, ab welcher Auslastung 
eine solche Anlage für die Deutsche Bundespost ren-
tabel ist? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Nein, dazu gibt es 
keine präzisen Zahlenangaben, weil es jeweils für 
das zu versorgende Gebiet nach den jeweils anzu-
schließenden Teilnehmern, der Bebauungsdichte 
und vielen anderen Kriterien zu einer Wirtschaft-
lichkeitsrechnung kommt. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, es ist 
aber doch so, daß Sie bisher dort nicht verkabelt ha-
ben, wo nicht mindestens eine Anschlußdichte von 
50 % garantiert gewesen ist. 
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Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Weirich, Sie wissen, daß bei der Verteilung der Ko-
sten immer bei all denjenigen, die zur Kasse gebeten 
werden, die Frage auftritt, ab wann das wirtschaft-
lich ist. Diese Frage stellt sich nicht nur bei der Bun-
despost, sondern in erster Linie auch bei der betref-
fenden Gemeinde. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Weirich auf: 

Welche Konsequenzen gedenkt die Deutsche Bundespost 
aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Augsburg, das tele-
phonische Nahbereichszonen für rechtswidrig erklärt hat, für 
die Gestaltung des künftigen Fernsprechnahbereichs zu zie-
hen? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wei-
rich, da die schriftliche Urteilsbegründung des Ver-
waltungsgerichts Augsburg der Bundesregierung 
noch nicht vorliegt, ist eine umfassende Aussage 
über die aus der Entscheidung des Gerichts zu zie-
henden Konsequenzen nicht möglich. Nach der bis-
her bekannten nur mündlichen Begründung des Ur-
teils ist jedoch damit zu rechnen, daß die Deutsche 
Bundespost gegen das Urteil Berufung einlegen 
wird, da bei Berücksichtigung individueller Gestal-
tungskriterien eine bundesweite einheitliche Tarif-
struktur nicht realisierbar ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann 
ist, unabhängig vom Ausgang dieser juristischen 
Auseinandersetzung, damit zu rechnen, daß jeder 
Bürger in der Bundesrepublik wenigstens seine Ge-
meindeverwaltung zu der billigsten Gesprächsein-
heit erreichen kann? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wei-
rich, ich habe diese Frage hier schon mehrfach be-
antwortet. Ich will es noch einmal wiederholen. Wir 
haben die Aussage gemacht, daß wir davon ausge-
hen, daß bis Ende dieses Jahres die Nahbereiche ein-
geführt sind und daß wir dann allen Fragen, die Kol-
legen hier im Hause dazu gestellt haben, bzw. allen 
Anliegen von Gemeindeverwaltungen und Städten, 
die sich zu dieser Frage geäußert haben, nachgehen 
und in eine Überlegung eintreten wollen, wie wir die 
Nahbereiche eventuell erweitern und verändern 
können, damit das auch von Ihnen geforderte Anlie-
gen realisiert wird. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, war es bei 
der Einrichtung der Nahbereiche nicht von vornher-
ein möglich, daß die lokalen Telegraphenämter etwa 
auf die Notwendigkeiten der Gemeindegrenzen 
Rücksicht genommen hätten? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Broll, diese Frage ist in verschiedenen Gremien ein-
gehend geprüft worden, und man hat sich damals im 
Kompromiß darauf geeinigt, die Nahbereiche zu-
nächst so einzuführen, wie wir das mit den Verände-

rungen an der Grenze zur DDR oder in den Küsten-
gebieten gemacht haben. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Milz wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Repnik auf: 

Wäre die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, wenn die 
Deutsche Bundespost dem schwedischen Beispiel folgen und 
Lebensmittelpakete nach Polen für die Dauer des Kriegs-
rechts kostenlos transportieren würde, auf die Ablieferungs-
pflicht der Deutschen Bundespost an den Bundeshaushalt in 
Höhe des Gebührenausfalls zu verzichten? 

Bitte. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Repnik, der Bundesregierung sind in der letzten Zeit 
vielfältige Anregungen zugegangen, im Postpaket

-

verkehr mit Polen die Beförderungsgebühren zu 
senken bzw. zu erlassen. Diese Fragen sind einge-
hend geprüft worden, und die Bundesregierung hat 
bisher die Haltung eingenommen, daß es nur schwer 
möglich ist, hier Erleichterungen zu schaffen. Die 
Klärung dieser Frage erfordert die Lösung schwieri-
ger rechtlicher und postbetrieblicher Probleme, 
nicht zuletzt im Hinblick auf das international ver-
bindliche Postpaketabkommen des Weltpostver-
eins. 

In Anbetracht der Versorgungssituation in Polen 
und der bisher gezeigten Spendenbereitschaft der 
Bevölkerung unseres Landes — allein bis Weihnach-
ten sind rund 2 Millionen Paketsendungen ver-
schickt worden, wofür ich im übrigen namens der 
Bundesregierung sehr herzlich danke —, prüft die 
Bundesregierung zur Zeit, ob und inwieweit der 
Postpaketverkehr in dieses Land vorübergehend ge-
bührenmäßig erleichtert werden kann. Sie sieht sich 
damit in Übereinstimmung mit den Beschlüssen der 
Außenminister der NATO, humanitäre Maßnahmen 
für die polnische Bevölkerung auch in Zukunft zu 
fördern. Es heißt nämlich in dem Punkt 13 dieses 
NATO-Abkommens: 

Hinsichtlich der Wirtschaftsbeziehungen mit 
Polen bekräftigen die Bündnispartner ihre Be-
reitschaft, die humanitäre Hilfe für das polni-
sche Volk fortzusetzen und zu verstärken, und 
zwar so, daß die Verteilung und Überwachung 
durch nichtstaatliche Organisationen geschieht, 
damit gewährleistet ist, daß die Hilfe diejenigen 
Personen erreicht, für die sie auch tatsächlich 
bestimmt ist. 

In diesem Sinne würde es die Bundesregierung na-
türlich auch begrüßen wenn die Mitgliedstaaten der 
EG ihrem Beispiel folgten. 

Alle finanziellen Konsequenzen, die sich aus die-
sen Überlegungen ergeben, müssen innerhalb der 
Bundesregierung noch erörtert und abgeklärt wer-
den. Das gilt für den letzten Teil Ihrer Frage. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 
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Repnik (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie einen Zeitraum angeben, in dem die Bundesre-
gierung eine klare Entscheidung über eine Gebüh-
renermäßigung oder einen Gebührenerlaß treffen 
wird? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Das Bundeskabinett 
hat sich heute morgen mit dieser Frage beschäftigt. 
Wir wollen versuchen, das schnellstens zu machen, 
wenn eben möglich bis zur nächsten Sitzung der 
Bundesregierung. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, bezieht sich 
die von Ihnen angekündigte Prüfung durch die Bun-
desregierung nur auf die rechtliche Durchführbar-
keit, oder muß auch noch einmal der politische Wille 
geprüft werden? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Angesichts der Stim-
mung in unserer Bevölkerung, in den politischen 
Parteien und bei all denen, die helfen wollen, bin ich 
nicht der Auffassung, daß der politische Wille noch 
einmal überprüft werden muß. Es geht hier lediglich 
darum, festzustellen, wie wir schnellstens ein ver-
tretbares Maß an Erleichterungen für diejenigen 
schaffen können, die helfen wollen. Darauf richten 
sich die Bemühungen der Bundesregierung. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Forschung und Technologie auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Stahl zur Verfügung. Ich rufe die 
Frage 32 des Herrn Abgeordneten Dr. Kübler auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deutsche Gesell-
schaft für Wiederaufbereitung von Kernbrennstoffen (DWK) 
eine Beteiligung an der Aufarbeitungsanlage in Barnwell im 
US-Bundesstaat South Carolina, die zu gleichen Teilen der Al-
lied Corporation .und der General Atomic Corp. gehört, an-
strebt, und falls ja, in welcher Höhe die DWK eine Beteiligung 
an der Kapazität der Anlage in Barnwell anstrebt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident, darf 
ich vielleicht — mit Genehmigung des Herrn Kolle-
gen Kübler — beide Fragen zusammen beantwor-
ten, da sie in einem Sachzusammenhang stehen? 

Präsident Stücklen: Einverstanden. 
Ich rufe dann auch noch die Frage 33 des Herrn 

Abgeordneten Dr. Kübler auf: 
Sind dadurch nach Auffassung der Bundesregierung Vor- 

. Schläge und Untersuchungen der DWK, einen Standort für 
eine Wiederaufbereitungsanlage als Demonstrationsanlage 
in Hessen zu finden, überholt, weil damit die kommerzielle 
Wiederaufbereitung kurz- und mittelfristig ins Ausland, hier 
in die USA, verlegt werden würde? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
Ihre beiden Fragen beantworte ich wie folgt: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Deut-
sche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen (DWK) Gespräche u. a. mit den 
Eigentümern der Wiederaufarbeitungsanlage in 
Barnwell geführt hat, um Möglichkeiten einer pri-
vatwirtschaftlichen Beteiligung zu erkunden. Hier-

bei geht es der DWK darum, festzustellen, welche 
Aktivitäten zur Fertigstellung dieser Anlage noch 
notwendig sind und welche rechtlichen und politi-
schen Rahmenbedingungen gegeben sein müssen, 
um eine Beteiligung ins Auge zu fassen. Die Gesprä-
che sind nicht so weit fortgeschritten, daß eine Betei-
ligung ernsthaft erwogen werden könnte. 

Nach Auffassung der Bundesregierung würde 
eine eventuelle Beteiligung der DWK an Barnwell 
keine Rückwirkungen auf die Planungen in der Bun-
desrepublik Deutschland zur Errichtung einer Wie-
deraufarbeitungsanlage haben. Die Bundesregie-
rung ist der Überzeugung, daß die überwiegende und 
langfristige Entsorgung durch Wiederaufarbeitung 
im Ausland im Interesse der Verwirklichung des 
Entsorgungskonzeptes und der sicheren Verfügbar-
keit der Entsorgungsdienstleistungen nicht akzep-
tiert werden kann. Eine Beteiligung der DWK an 
Barnwell könnte, falls die Anlage in Betrieb genom-
men wird, jedoch von technologiepolitischem Inter-
esse sein. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Ist der Bundesregierung die ge-
plante Kapazität der Anlage in Barnwell bekannt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
diese Anlage wurde von 1970 bis 1975 gebaut. Es war 
damals, wenn ich richtig informiert bin, eine theore-
tische Aufarbeitungsleistung von etwa 1 500 Tonnen 
pro Jahr geplant. Bei realistischer Einschätzung ei-
nes Betriebes heißt das etwa 1000 Tonnen pro 
Jahr. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Würde die Bundesregierung 
nicht doch eine gewisse Vernachlässigung eigener 
innerdeutscher Planungen im Hinblick auf eine De-
monstrationsanlage — zumindest rein faktisch — 
für den Fall sehen, daß sich die DWK in den Verei-
nigten Staaten finanziell beteiligen würde? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
ich glaube, ich habe vorhin unmißverständlich ge-
antwortet, daß die Bundesregierung nicht dieser 
Meinung ist. 

(Dr. Kübler [SPD]: Vielen Dank!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 

Grobecker auf: 
Wie hoch ist der Mittelansatz für das Forschungsvorhaben 

„Darstellung und Analyse disziplinenspezifischer und -über-
greifender Forschungsansätze zur Erfassung arbeitsbeding-
ter psychischer Belastungen und Beanspruchungen" (Be-
standsaufnahme und Analyse von Forschungsansätzen zur 
Entwicklung von Forschungsansätzen für Feldversuche)? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, darf 
ich auch hier beide Fragen mit Genehmigung des 
Herrn Kollegen zusammen beantworten? 

Präsident Stücklen: Der Herr Kollege ist einver-
standen. 
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Präsident Stücklen 
Ich rufe dann auch die Frage 35 des Herrn Abge-

ordneten Grobecker auf: 
Kann die Bundesregierung den Sinn und das Ziel dieser 

Untersuchung erklären? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gro-
becker, ein Forschungsvorhaben mit dem genann-
ten Titel besteht bisher nicht. Es gibt eine Zeitungs-
anzeige des Projektträgers Humanisierung des Ar-
beitslebens vom 11. Dezember 1981, in der Angebote 
für eine Untersuchung mit dem Titel „Darstellung 
und Analyse disziplinenspezifischer und -übergrei-
fender Forschungsansätze zur Erfassung arbeitsbe-
dingter psychischer Belastungen und Beanspru-
chungen" erbeten werden. Der Mittelansatz für 
diese Untersuchung kann noch nicht angegeben 
werden, weil die Frist zur Abgabe eines Angebots 
erst am 15. Februar 1982 endet. 

Zu Sinn und Ziel dieser Untersuchung kann ich 
Ihnen, Herr Kollege Grobecker, erklären: Unter 
Fachleuten wird die Auffassung kaum bestritten, 
daß mit dem technischen Wandel in der Arbeitswelt, 
vor allem mit Automatisierungsprozessen, psychi-
sche Belastungen an Bedeutung gewinnen, während 
körperliche Belastungen relativ an Gewicht verlie-
ren. Bemühungen um Belastungsabbau müssen die-
ser veränderten Situation Rechnung tragen. 

Die den Arbeitswissenschaften zuzurechnenden 
Disziplinen verfügen bisher nicht über allgemein 
anerkannte und bewährte Methoden zur Messung 
von psychischen Belastungen. Die Bundesregierung 
beabsichtigt deshalb, im Rahmen des Programms 
„Humanisierung des Arbeitslebens" eine entspre-
chende Methodenentwicklung zu fördern. 

Voraussetzung für die Vergabe solcher Entwick-
lungsaufträge ist eine Übersicht über den Stand der 
Wissenschaft sowohl im Hinblick auf Einzeldiszipli-
nen, z. B. Arbeitsmedizin, Arbeitspsychologie, Ergo-
nomie, Soziologie der Arbeit, als auch im Hinblick 
auf solche Forschungsansätze, die mehr als eine Dis-
ziplin übergreifen. Aus diesem Grunde enthält der 
Anzeigentext die Formulierung: „disziplinenspezi-
fisch und disziplinenübergreifend". 

Da sich die Ausschreibung nur an Fachwissen-
schaftler richtet, aber Kürze geboten war, ist eine 
terminologisch präzise Formulierung des For-
schungszieles unabdingbar gewesen. Ich gebe Ihnen 
jedoch gerne zu, daß hierbei künftig — soweit mög-
lich — größerer Wert auf Allgemeinverständlichkeit 
gelegt werden sollte. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Grobecker (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß es sich um eine Untersu-
chung über eine schon vorliegende Untersuchung, 
die schon einmal bezahlt worden ist, handelt, und 
darf ich Sie fragen, ob eine solche Untersuchung 
nicht auch mit personellen Bordmitteln des Projekt-
trägers vorgenommen werden kann? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grobek-
ker, ich habe ausgeführt, daß es sich um 

(Grobecker [SPD]: ... eine Untersuchung 
über eine Untersuchung handelt!) 

eine Zusammenfassung und Aufarbeitung von vie-
len Untersuchungen im Bereich der psychischen Be-
lastung im Arbeitsleben insgesamt handelt; das ist 
notwendig. Dies ist leider mit Bordmitteln des Pro-
jektträgers selbst nicht machbar. Deshalb war es 
notwendig, hier einen Kreis von Wissenschaftlern 
anzusprechen, der die Qualifikation hat, eine derar-
tig spezialisierte Untersuchung oder Aufarbeitung 
von Untersuchungen vorzunehmen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Grobecker (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
dann fragen, ob Ihnen bekannt ist, welche heftigen 
Auseinandersetzungen im Haushaltsausschuß so-
wohl zwischen Koalition und Opposition als auch in-
nerhalb der Koalition wegen der Höhe des Ansatzes 
zur Humanisierungsforschung stattgefunden haben, 
und darf ich Sie weiter fragen, ob Sie nicht mit mir 
der Meinung sind, daß solche Texte, die hier in die-
ser Zeitungsanzeige veröffentlicht worden sind, 
nicht besonders nützlich sind, was die Höhe des 
Titelansatzes und die Stimmung im Haushaltsaus-
schuß angeht? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grobek-
ker, was die Formulierung betrifft, habe ich Ihnen 
vorhin in meiner Antwort gesagt, daß auch ich sie 
für etwas unglücklich halte. 

Was die Zielrichtung der Arbeit betrifft, so glaube 
ich, daß auch der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages diesem Bereich ein besonderes Ge-
wicht beimißt und eine besondere Notwendigkeit 
darin sieht, derartige psychische Belastungen, die 
zunehmend an Arbeitsplätzen im Bereich neuer 
Technologien auftreten, einmal in aller Ruhe und 
Breite zu untersuchen, um Erkenntnisse zu sam-
meln, die dann für beide Tarifvertragsparteien und 
natürlich auch für die Politik des Deutschen Bun-
destages als Grundlage für Beratungen dienen kön-
nen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Grobecker (SPD): Herr Staatssekretär, ich kämpfe 
für die Sammlung dieser Erkenntnisse, wie Sie wis-
sen. Ich frage Sie nur, ob es bei den Auseinanderset-
zungen, die wir über die Höhe des Ansatzes geführt 
haben, nützlich ist, daß der Projektträger derartige 
Texte 14 Tage nach Verabschiedung des Titels veröf-
fentlicht, und ob Sie als Politiker, als Staatssekretär 
nicht auch das Empfinden haben, daß man der Sa-
che mit derartigen Texten nicht dient. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihnen zu, 
Herr Kollege Grobecker, und ich habe veranlaßt, daß 
dies künftig nach Möglichkeit in dieser Form unter-
bleibt. 

Präsident Stücklen: Herr Grobecker, der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär ist doch reumütig; ge-
ben Sie sich bitte zufrieden. 

(Heiterkeit) 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordne-
ten Broll. 
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Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welche Ga-
rantien hat denn die Bundesregierung für den Fall, 
daß sie solche Mittel an dieses Institut vergibt, daß 
die Verfahrensweisen, die dort bei der Untersu-
chung angewandt werden, nicht genauso unpräzise 
und unrational sind wie die Formulierung dieses Ti-
tels? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, hier 
wurde eine öffentliche Ausschreibung getätigt, die 
die Gewähr gibt, daß ein größerer Sachverstand von 
Wissenschaftlern in unserem Lande angesprochen 
wird. Ich gehe davon aus, daß bei der Bewertung die-
ser Ausschreibung die Qualifiziertesten berücksich

-

tigt werden, so daß das, was Sie hier kritisch ange-
sprochen haben, wohl voll entfallen kann. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich aus der 
Art der Beantwortung durch Sie schließen, daß in 
der Vergangenheit in diesem Bereich, was die Erfor-
schung anbelangt, einiges versäumt wurde? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Auch, 
ich habe auf eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen 
Grobecker gesagt, es sei notwendig, gerade dieses 
Gebiet der psychischen Belastungen von Arbeitneh-
mern, hervorgerufen durch eine verstärkte Techni-
sierung in unserer Wirtschaft, besonders zu erfor-
schen, denn es ist bekannt, daß ein großer Teil der 
Arbeitnehmer bereits vor Erreichen der Alters-
grenze in Pension geschickt werden muß. Dies ko-
stet natürlich die Solidargemeinschaft und die 
Volkswirtschaft insgesamt eine ganze Menge Geld. 
Auch aus diesen Gesichtspunkten scheint es mir 
notwendig zu sein. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie schon 
Informationen, wer dieses Forschungsvorhaben vor-
aussichtlich durchführen wird? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
eine öffentliche Ausschreibung. Die Ausschrei-
bungsfrist endet, soviel mir bekannt ist, am 15. Fe-
bruar. Ich kann jetzt darüber noch nichts sagen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Die Fragen 36 und 37 des Herrn Abgeordneten Ca-

tenhusen werden entsprechend Nr. 2 Abs. 2 der 
Richtlinien schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
von Schoeler zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 56 des Herrn Abgeordneten Büh-
ling auf: 

Wie viele Bürger polnischer Staatsangehörigkeit sind im 
Jahr 1981 in die Bundesrepublik Deutschland (einschließlich 
Berlin-West) eingereist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege Bühling, ich wäre  

dankbar, wenn ich die beiden Fragen zusammenfas-
send beantworten dürfte. 

Präsident Stücklen: Einverstanden? — Ich rufe 
auch noch Frage 57 des Herrn Abgeordneten Büh-
ling auf: 

Wie viele polnische Staatsbürger haben im Jahr 1981 bisher 
erklärt, daß sie auf Dauer in der Bundesrepublik Deutschland 
verbleiben wollen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Angaben dar-
über, wie viele der 1981 in das Bundesgebiet einge-
reisten polnischen Staatsangehörigen sich auf 
Dauer hier aufhalten wollen, liegen nicht vor. Im 
Ausländerzentralregister werden nur diejenigen 
Ausländer erfaßt, die sich nicht nur vorübergehend 
— z. B. auf Verwandtenbesuch oder als Touristen —, 
sondern für einen Zeitraum von mehr als drei Mona-
ten im Bundesgebiet aufhalten. Dementsprechend 
hat das Ausländerzentralregister am 30. September 
1981— das ist die letzte mir zur Verfügung stehende 
Zahl — 82 711 polnische Staatsangehörige erfaßt. 
Die Zahl der sich tatsächlich hier aufhaltenden Po-
len dürfte jedoch weit darüber liegen, ohne daß ge-
naue statistische Angaben möglich sind. Von der 
nach dem Ausländergesetz bestehenden Möglich-
keit, die Aufenthaltserlaubnis für Besuchsreisen auf 
Antrag über drei Monate hinaus zu verlängern, ma-
chen polnische Staatsangehörige seit Mitte Dezem-
ber verstärkt Gebrauch. Im Jahre 1981 haben 9 901 
polnische Staatsangehörige in der Bundesrepublik 
Deutschland einen Asylantrag gestellt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte schön. 

Bühling (SPD): Herr Staatssekretär, man kann 
aber wohl davon ausgehen, daß bald genauere Zah-
len vorliegen werden, vor allen Dingen über diejeni-
gen, bei denen sich endgültig herausstellt, daß sie 
über drei oder sechs Monate bleiben wollen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Diese Zahlen 
werden in nicht allzu langer Zeit in zwei Bereichen 
anfallen, Herr Kollege Bühling, zum einen beim 
Ausländerzentralregister, wo, wie ich bereits gesagt 
habe, die Zahl der polnischen Staatsangehörigen, 
die Aufenthaltserlaubnis über drei Monate hinaus-
gehend beantragen, erfaßt wird, und gegebenenfalls 
beim Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge in Zirndorf, wo die Zahl der Asyl-
anträge statistisch erfaßt wird. Aus der Fortschrei-
bung dieser beiden Zahlen wird man einen gewissen 
Anhaltspunkt für die Beantwortung Ihrer Frage ge-
winnen können. Ich bin gerne bereit, Ihnen zu einem 
Zeitpunkt, zu dem die neuesten Zahlen vorliegen, 
diese zuzustellen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Bugl auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem Vorwurf des 
Zentralverbands der Elektrotechnischen Industrie (ZVEI), 
daß der Verordnungsentwurf gem. Bundesratsdrucksa-
che 467/81 nach seiner Auffassung nicht zu der angestrebten 
Beschleunigung des atomrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens, sondern im Gegenteil zu vermehrter Rechtsunsicherheit 
und daher vermutlich zu einer steigenden Anzahl gerichtli-
cher Genehmigungsverfahren führt? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die in Ihrer Frage zitierte Auffassung ist unzutref-
fend. Ich darf hierzu auf die Begründung des Ver-
ordnungsentwurfs Bundesratsdrucksache 467/81 
hinweisen. Ziel der Novellierung ist es danach, die 
Rechtssicherheit für alle am Verfahren Beteiligten 
zu stärken, insbesondere für die Bürger, die in ihren 
Rechten betroffen sein können, aber auch für die 
Antragsteller. Diesem Ziel dient die Klarstellung der 
Voraussetzungen, unter denen von einer zusätzli-
chen Bürgerbeteiligung durch Bekanntmachung 
und Auslegung abgesehen werden kann. Der Zu-
wachs an Rechtssicherheit im atomrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren schafft eine wesentliche Vor-
aussetzung dafür, daß die vom Nuklearkabinett am 
14. Oktober 1981 beschlossenen Maßnahmen zur Be-
schleunigung wirksam werden können. Diese un-
mittelbar der Beschleunigung dienenden Maßnah-
men zu ergreifen, sind nicht zuletzt auch die Herstel-
ler und Antragsteller aufgerufen. 

Im übrigen sei zu der in der Frage zitierten und 
ähnlichen kritischen Äußerungen von interessierter 
Seite bemerkt: Wer von dem Verordnungsentwurf 
erwartet hat, daß er bei der Bürgerbeteiligung sozu-
sagen kurzen Prozeß ermöglicht, hat die Zielsetzung 
der Bundesregierung verkannt. Bereits die Regie-
rungserklärung des Herrn Bundeskanzlers stellt 
klar, daß die Beschleunigung ohne Einbuße an Si-
cherheit und Rechtsschutz zu erfolgen hat. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
auch der Meinung, daß der Art. 1 der Ersten Verord-
nung zur Änderung des atomrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens, der ja die Verschärfung des 30-
mrem-Konzeptes beinhaltet, zur Rechtssicherheit 
beiträgt, oder schließen Sie sich meiner Meinung an, 
daß er zu weiterer Rechtsunsicherheit führt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich schließe 
mich der zuerst von Ihnen zitierten Auffassung an, 
also nicht Ihrer eigenen. 

Präsident Stücklen: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Wie begründen Sie das? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich begründe das so, wie es ausführlich in der Be-
gründung zu dem Verordnungsentwurf dargelegt 
worden ist und wie ich es auch bereits in meiner Ant-
wort auf Ihre Ausgangsfrage dargelegt habe. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 

Wiefel auf: 

Entsprechen öffentliche Nachrichten der Tatsache, daß das 
Bundeskriminalamt das Fahndungsfoto des wegen versuch-
ten Mords und Mords dringend verdächtigten KZ-Arztes 
Mengele aus Datenschutzgründen habe vernichten lassen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wiefel, ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich die beiden 
Fragen zusammenfassend behandeln könnte. 

Präsident Stücklen: Ich rufe auch die Frage 60 des 
Herrn Abgeordneten Wiefel auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der in den letzten 
Tagen gemachten widersprüchlichen Äußerungen offizieller 
Stellen mitzuteilen, was ihr über diesen Vorfall bekannt ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Antwort 
auf Ihre erste Frage lautet schlicht und einfach nein. 
Ich komme damit zur Beantwortung der zweiten 
Frage. Ich möchte gern auf den Sachverhalt einge-
hen und dazu folgendes sagen. 

Nachdem das Bundeskriminalamt auf Ersuchen 
der Staatsanwaltschaft Frankfurt am 25. November 
1981 ein älteres Foto von Mengele übersandt hatte, 
bat die Staatsanwaltschaft Frankfurt nochmals 
fernmündlich um Übersendung des Lichtbildes von 
Mengele aus dem Jahre 1958, das der Veröffentli-
chung im Bundeskriminalblatt vom 14. November 
1960 zugrunde gelegen hatte. Wie sich nachträglich 
ergeben hat, war das Bundeskriminalamt zu keiner 
Zeit im Besitz dieses Fotos von 1958. Vielmehr hatte 
das Landeskriminalamt Baden-Württemberg dem 
BKA Anfang November 1960 mit der Bitte um Rück-
gabe ein Klischee dieses Fotos zum Zwecke der Ver-
öffentlichung im Bundeskriminalblatt übersandt. 
Das BKA hat das Klischee am 21. November 1960 zu-
rückgesandt. 

Die die Presseberichterstattung auslösende Äuße-
rung eines BKA-Bediensteten am 26. November 1981 
gegenüber der Staatsanwaltschaft Frankfurt, das 
Foto von 1958 sei aus Datenschutzgründen vernich-
tet worden, war also unzutreffend. Das BKA hat den 
Sachverhalt mit Presseerklärung vom 29. Dezember 
1981 richtiggestellt. Hierüber hat die Presse ausführ-
lich berichtet. Die mißverständlichen Auskünfte aus 
dem Bundeskriminalamt haben eine verständliche 
Unruhe nicht nur in der deutschen Öffentlichkeit 
ausgelöst. Die Bundesregierung bedauert dies. Sie 
hofft, daß die aufgetretenen Mißverständnisse durch 
die inzwischen erfolgte Richtigstellung beseitigt 
sind. 

Präsident Stückien: Keine Zusatzfragen. 
Die Fragen 61 und 62 werden auf Wunsch des Fra-

gestellers, des Herrn Abgeordneten Erhard (Bad 
Schwalbach), schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 63 der Frau Abgeordneten 
Adam-Schwaetzer auf: 

Treffen nach Kenntnis der Bundesregierung Pressemel-
dungen zu, nach denen die Geburt eines ausländischen Kin-
des zur Ausweisung der Familie führt, wenn der gemessene 
Wohnraum zwar für die bestehende Familie oder die allein-
stehende Frau, nicht aber für das neugeborene Kind als aus-
reichend angesehen wird, und wenn ja, wird sich die Bundes-
regierung gegen solche Praktiken in den Bundesländern wen-
den, um den grundgesetzlich garantierten Schutz von Ehe und 
Familie zu sichern und den Tendenzen zum Schwanger-
schaftsabbruch entgegenzuwirken? 

Bitte sehr. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
Pressemeldungen des von Ihnen genannten Inhalts 
sind mir nicht bekannt, ebensowenig ein Sachver-
halt der geschilderten Art. Ich bitte Sie daher um 
Verständnis, wenn ich ohne Kenntnis der Einzelhei-
ten auf den von Ihnen geschilderten Fall nicht näher 
eingehen möchte. Ich bin aber gern bereit, der Ange-
legenheit nachzugehen, wenn Sie mir den Ihrer 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
Frage zugrunde liegenden Fall schildern bzw. mir 
die Pressemeldung überlassen. Im übrigen kann ich 
aber jetzt schon sagen, daß es nicht zulässig ist, auf-
enthaltsbeendende Maßnahmen allein darauf zu 
stützen, daß durch die Geburt eines Kindes der vor-
handene Wohnraum einer auländischen Familie 
nicht mehr ausreicht. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Staatsse-
kretär, können Sie bestätigen bzw. stimmen Sie mit 
mir darin überein, daß Verordnungen der Länder 
über den Nachweis von ausreichendem Wohnraum 
für ausländische Familien bei Familiennachzug 
dann, wenn sie strikt angewendet werden, zu einer 
Ausweisung der Familien führen könnten, wenn 
sich Familien durch Geburt eines oder mehrerer 
Kinder vergrößern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich halte es für richtig, daß bezüglich des Wohnrau-
mes für ausländische Arbeitnehmer in der Bundes-
republik bestimmte Anforderungen gestellt werden. 
Der Grund dieser Maßnahme liegt in der Vermei-
dung von Slumbildung, Ausbeutung durch Vermie-
ter usw. Ich hielte es aber, wie ich bereits in meiner 
Antwort auf die Ausgangsfrage dargestellt habe, für 
völlig verfehlt, aus solchen Vorschriften Maßnah-
men zur Ausweisung von Ausländern bei der Geburt 
eines Kindes in der Bundesrepublik Deutschland 
herleiten zu wollen. Ich glaube, daß eine solche Pra-
xis, wenn sie gehandhabt würde — wofür ich im Au-
genblick keine Anhaltspunkte habe —, mit grund-
sätzlichen Vorstellungen der Bundesregierung auch 
über Familienpolitik in gar keiner Weise in Ein-
klang zu bringen wäre. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Staatsse-
kretär, würden Sie mit mir darin übereinstimmen, 
daß bei der derzeitigen psychologischen Lage der 
Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland al-
lein die Angst vor Ausweisung Tendenzen zum 
Schwangerschaftsabbruch fördern würde, wenn die 
Vermutung bestünde, daß derartige Praktiken in 
den Ländern zur Diskussion stehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wenn es eine solche Praxis bei der einen oder ande-
ren örtlichen Ausländerbehörde gäbe — ich bin, wie 
gesagt, nach genauerer Mitteilung gerne bereit, dies 
nachzuprüfen —, würde eine solche Praxis sicher-
lich die von Ihnen erwähnte Gefahr in sich bergen. 
Das wäre ein zusätzlicher Grund, einer solchen Pra-
xis entschieden entgegenzutreten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, wären Sie 
unter Umständen bereit, bei den Ländern nachzu-
fragen, ob solche Fälle bekannt sind, wie sie von der 
Frau Kollegin geschildert wurden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, das 
sinnvollste Verfahren ist es, wenn ich mich im An-
schluß an die Fragestunde mit Frau Kollegin Adam-
Schwaetzer darüber unterhalte, wie wir vorgehen. 
Im Augenblick kenne ich entsprechende Pressemit-
teilungen nicht. Es ist dann wohl am sinnvollsten — 
da es offensichtlich irgendwelche Anhaltspunkte für 
eine solche Praxis bei der Frau Kollegin gibt —, 
wenn wir gemeinsam klären, wie wir diesen Dingen 
am besten auf die Spur kommen. Ich möchte mir 
also noch etwas Freiheit in der Wahl der Methode 
bewahren, wenn Sie erlauben, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten 

Stiegler auf: 
Gibt es eine national koordinierte Erforschung der Zusam-

menhänge zwischen dem Rauchgasausstoß und dem er-
schreckend zunehmenden Tannensterben, und welche Pro-
jekte fördert in diesem Zusammenhang die Bundesregie-
rung? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stiegler, als Ursachen für das Tannensterben wer-
den u. a. Dürrejahre, langfristige Klimaveränderun-
gen, tierische und pilzliche Schadenerreger, Rauch

-schäden, Veränderungen der Bodenverhältnisse 
durch Versauerung, Wassermangel durch Grund-
wassersenkung, unzureichende waldbauliche Ver-
fahren genannt. Die bisherigen Untersuchungser-
gebnisse lassen die Schlußfolgerung zu, daß das 
Tannensterben eine komplexe Krankheit ist, an de-
ren Zustandekommen mehrere Faktoren beteiligt 
sind. Schwefeldioxid spielt dabei eine wahrschein-
lich maßgebliche Rolle. 

Um die Zusammenhänge weiter zu klären, ist im 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten am 7. Juli 1981 eine Anhörung von Sach-
verständigen durchgeführt worden. Als Ergebnis 
wurde u. a. der Entwurf eines auf Bundesebene ko-
ordinierten Forschungsprogramms erstellt, das die 
zur Schließung der bestehenden Kenntnislücken er-
forderlichen Forschungsmaßnahmen in Angriff 
nimmt. 

Darüber hinaus hat die Umweltministerkonferenz 
auf ihrer Sitzung am 16./17. November 1981 die Bun-
desregierung und den Länderausschuß für Immis-
sionsschutz gebeten, sich mit der Frage von Wald-
schäden infolge der Wirkung von Schwefeldioxid 
und Stickstoffoxid zu befassen. 

Unabhängig davon werden die zu diesem Fragen-
komplex laufenden Forschungsvorhaben des Bun-
des und der Länder vorangetrieben. Dazu gehören 
nicht nur Forschungsmaßnahmen über die Scha-
densursachen, sondern auch Forschungsmaßnah-
men über die Emissionsbegrenzung und Hilfen zur 
Emissionsbegrenzung im Rahmen des Altanlagen-
sanierungsprogramms des Bundesministeriums des 
Innern. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist damit zu 
rechnen, daß bis zum nächsten Jahr Forschungser-
gebnisse vorliegen, die bei der Neufestsetzung der 
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Stiegler 
Emissionsgrenzwerte berücksichtigt werden kön-
nen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Das ist unser 
Ziel, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 

Stiegler auf: 
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 

was die Nachrüstung aller mit Kohle befeuerten Großkraft-
werke mit Rauchgaswaschanlagen kosten würde und um wel-
chen Betrag der Strompreis steigen würde, wenn diese Ko-
sten in angemessener Frist auf die Stromverbraucher umge-
legt würden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Umweltministerkonferenz hat beschlossen, daß 
neue Kraftwerke ab einer elektrischen Leistung von 
175 MW mit einer Rauchgasentschwefelungsanlage 
auszurüsten sind. Wendet man diese Erfassungs-
grenze auch auf bestehende Kraftwerke an und un-
terstellt man außerdem, daß lediglich solche Anla-
gen nachgerüstet werden müssen, die weniger als 20 
Jahre alt sind, so müßten auf der Steinkohleseite 
Anlagen mit etwa 14 000 MW und auf der Braunkoh-
leseite Anlagen mit etwa 11 500 MW nachträglich 
verbessert werden. Diese Verbesserungsmaßnah-
men bestünden bei Steinkohlekraftwerken in dem 
Einbau einer Rauchgasendreinigungsanlage, bei 
Braunkohlekraftwerken in der Zumischung von 
Kalkstein zur Braunkohle vor der Verbrennung; das 
ist das sogenannte Trockenadditivverfahren. 
Die Investitionskosten für den nachträglichen 

Umbau der genannten steinkohlegefeuerten Kraft-
werkskapazität von 14 000 MW liegen bei etwa 3 Mil-
liarden DM. Die Investitionskosten für den nach-
träglichen Umbau der genannten braunkohlegefeu-
erten Kraftwerkskapazität liegt dagegen bei zirka 
100 Millionen DM. 
Unter Zugrundelegung üblicher Kalkulations-

sätze ergibt sich für den Mittellastbetrieb für die 
umgerüsteten Steinkohlekraftwerke eine Erhöhung 
des Strompreises um zirka 1,5 Pf. Die Verteuerung 
für die Braunkohlekraftwerke ist wesentlich gerin-
ger. 
Da sich der Strompreis jedoch als Mischpreis aus 

Kraftwerken unterschiedlicher Einsatzenergien er-
rechnet — Kernenergie, Gas, Heizöl, Wasserkraft —, 
ergibt sich insgesamt lediglich eine Erhöhung des 
Strompreises in der Größenordnung von etwa 1 bis 
2%. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung vor dem Hintergrund der Erkennt-
nisse um die Stromkostenerhöhung diesen Weg vor-
schlagen, oder sehen Sie noch andere Wege, auf de-
nen Sie die Altanlagen möglichst bald mit entspre-
chenden Waschanlagen ausstatten können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stiegler, mir liegt zunächst daran, darauf hinzuwei-
sen, daß bereits das geltende Recht hier weitge-
hende Maßnahmen der Rauchgasentschwefelung  

nicht nur ermöglicht, sondern sogar vorsieht. Trotz-
dem ist es aus der Sicht des Bundesinnenministers 
wünschenswert, dies weiter rechtlich zu verfestigen 
und diese Entwicklung damit voranzutreiben. Das 
Ganze wird Gegenstand der Diskussion sein, die 
sich um die Großfeuerungsanlagenverordnung 
dreht, deren Entwurf im Augenblick im Bundesin-
nenministerium parallel zu den Fortschreibungen 
bei der TA Luft mit großem Nachdruck vorangetrie-
ben wird. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, bis wann wird 
die Angelegenheit denn bei Ihnen entscheidungsreif 
sein? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
unsere Zeitvorstellung ist, im Bundesministerium 
des Innern jedenfalls im Laufe dieses Jahres mit 
dem Entwurf der Großfeuerungsanlagenverordnung 
fertig zu sein. Je früher, desto lieber. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abgeordne-
ter Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ent-
spricht die von der Bundesregierung vorgesehene 
Nachrüstung von Kohlekraftwerken bis zu einer 
Leistung von 175 MW dem Stand der Technik, und 
können Sie praktische Beispiele für die Rauchgas-
entschwefelung solch kleiner Kraftwerke ange-
ben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich bin mir 
jetzt nicht ganz sicher, Herr Kollege Laufs, ob ich 
den ersten Teil Ihrer Frage richtig verstanden habe. 
Nur, damit wir uns nicht mißverstehen: Meine Ant-
wort bezog sich auf Kraftwerke ab einer Leistung 
von 175 MW. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ja, richtig!) 
Für diesen Bereich ist das nach Auffassung des Bun-
desinnenministers Stand der Technik. Ich bin gern 
bereit, Ihre zusätzliche, weitergehende Frage nach 
„Belegen" für diese These auf schriftlichem Wege zu 
beantworten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, hat es in der 
letzten Zeit nach dem geltenden Recht den Einbau 
von Rauchgasentschwefelungsanlagen in bereits 
vorhandenen Steinkohlekraftwerken, wie Sie es 
ausgeführt hatten, gegeben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jens, auch diese Frage würde ich Ihnen gern schrift-
lich beantworten. Ich bin mir im Augenblick nicht si-
cher. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

In welchem Umfang wird in Großbritannien, Frankreich 
und der DDR die Rauchgasentschwefelung in Großfeuerungs-
anlagen geplant und durchgeführt, und was unternimmt die 
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Präsident Stücklen 
Bundesregierung, um zu bindenden Abmachungen über kon-
krete emissionsmindernde Maßnahmen zur Herabsetzung 
der weiträumigen, grenzüberschreitenden Luftverunreini-
gungen mit den Nachbarstaaten zu gelangen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Der Bundesre-
gierung ist nicht bekannt, daß in Großbritannien, 
Frankreich und der DDR die Rauchgasentschwefe-
lung in Großverfeuerungsanlagen im großtechni-
schen Maßstab geplant oder durchgeführt wird. 
Der Rat der EG hat 1980 eine Richtlinie über Qua-

litätsziele für SO 2  und Schwebeteilchen in der Luft 
verabschiedet. Diese Richtlinie muß bis Sommer 
1982 in das nationale Recht umgesetzt werden, so-
weit die bisherigen nationalen Regelungen der EG-
Mitgliedstaaten ihr noch nicht entsprechen. Die da-
mit geforderte Einhaltung von Qualitätszielen (Im-
missionsnormen) dürfte Auswirkungen auch auf zu 
fordernde Emissionsbegrenzungen haben. 
Die Bundesregierung unterstützt Aktivitäten zur 

Herabsetzung grenzüberschreitender Luftverunrei-
nigungen z. B. durch ihre positive Haltung zu einem 
EG-Verordnungsentwurf über die Einführung eines 
Konsultationsverfahrens beim Bau von Kraftwer-
ken in Grenznähe. 
Zur Herabsetzung der weiträumigen grenzüber-

schreitenden Luftverschmutzung ist im November 
1979 in der Europäischen Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen eine Konvention abge-
schlossen worden. In ihr verpflichten sich die Ver-
tragsparteien u. a. zur Anwendung der besten ver-
fügbaren und wirtschaftlich vertretbaren Technolo-
gien zur Emissionsminderung. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird diese Konvention in Kürze ratifi-
zieren; das gleiche ist von unseren Nachbarstaaten, 
die ebenfalls der ECE angehören, zu erwarten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir zustimmen, daß es von der vorgesehenen Er-
stellung von Immissionskatastern im Ausland bis zu 
konkreten, übrigens volkswirtschaftlich sehr auf-
wendigen Maßnahmen zur Emissionsminderung ein 
weiter Weg ist? In welchem Zeitrahmen glaubt die 
Bundesregierung in Verhandlungen mit unseren 
geographisch begünstigten Nachbarstaaten zu kon-
kreten Ergebnissen zu gelangen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, da das von der Haltung der anderen Regie-
rungen abhängt, ist das schwer zu beurteilen. Nach 
unserer Einschätzung ist im Augenblick die in mei-
ner Antwort zuletzt erwähnte Vereinbarung inner-
halb der ECE das aussichtsreichste Mittel, um hier 
zu Verbesserungen auch in anderen Staaten zu kom-
men, weil diese ECE-Vereinbarung einen regelmäßi-
gen Informationsaustausch der Mitgliedstaaten vor-
sieht und von daher ein gewisser, wenn auch zugege-
benermaßen schwacher Druck auf diese anderen 
Staaten ausgehen kann. 

Ich möchte die Beantwortung aber nicht abschlie-
ßen, ohne zu betonen, daß wünschenswerte Fort-
schritte in anderen Staaten, die dort nicht vorange-
trieben werden, für uns innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland kein Grund sein können, auf Maß-

nahmen zur weitergehendenSO2-Minderung zu ver-
zichten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
es richtig ist, daß die Rauchgasentschwefelung in 
Steinkohlekraftwerken eine Maßnahme darstellt, 
die die Fernwirkung von Schadstoffemissionen ganz 
überwiegend vermindert, frage ich Sie: Läßt sich ab-
schätzen, zu welchem Anteil die deutschen Maßnah-
men dem Ausland zugute komme? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Aus dem Hand-
gelenk und sehr grob beantwortet: Etwa zu 50 %. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten Broil 
auf: 

Hält die Bundesregierung an dem vom Bundesminister des 
Innern im Jahr 1974 vertretenen Standpunkt fest, daß bei Ar-
beitsniederlegungen Beamte auch auf Dienstposten anderer 
Angehöriger des öffentlichen Dienstes eingesetzt werden 
können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Kollege Broll, 
die Bundesregierung hält an der vom Bundesmini-
ster des Innern im Jahre 1974 vertretenen Auffas-
sung fest, daß es in Ausnahmesituationen zulässig 
ist, Beamte vorübergehend auch mit anderen als den 
Ihnen regelmäßig obliegenden Aufgaben zu betrau-
en, soweit das bei einem besonderen, zeitweilig auf-
tretenden dringenden dienstlichen Bedürfnis sach-
lich geboten und zumutbar ist. Ein solches zwingen-
des Bedürfnis kann auch bei einer Arbeitsniederle-
gung von Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst ge-
geben sein. Dabei wird es in der Praxis vor allem um 
die Gewährleistung der Erfüllung dringlicher Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung gehen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da z. B. 
vom DGB die Meinung des früheren Präsidenten 
des Bundesarbeitsgerichts verbreitet wird — die er 
in einem Gutachten zum Ausdruck gebracht hat —, 
das sei bei Beamten rechtlich nicht zulässig, darf ich 
Sie fragen: Was wird getan, um die Beamtenschaft in 
unserem Lande hinreichend auf diese Auffassung 
der Bundesregierung hinzuweisen, die ja sicher den 
Rechtszustand zutreffend wiedergibt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Zum Beispiel 
wird Ihre Frage in klarer Form beantwortet, Herr 
Kollege. 

(Broll [CDU/CSU]: Es würde mich sehr 
freuen, Herr Staatssekretär, wenn sie ver

-

breitet würde!) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, halten Sie 
es denn für möglich oder in einigen Fällen sogar für 
nötig, Beamte bei einem absehbaren Streik mit 
Blick auf bestimmte Posten, die mit Sicherheit be- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 75. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Januar 1982 	4339 

Broll 
streikt werden, deren Besetzung aber unbedingt nö-
tig ist, auf Übernahme solcher Tätigkeiten vorzube-
reiten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Broll, ich glaube, daß das eine Frage ist, die überwie-
gend von den praktischen Gegebenheiten her ent-
schieden werden muß. Bisher hat sich von dieser 
Seite keinerlei Notwendigkeit für solche Überlegun-
gen ergeben. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — 

Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeordneten 
Broll auf: 

Für wie schwerwiegend hält die Bundesregierung Streiks 
oder streikähnliches Verhalten von Beamten, und wie muß 
nach ihrer Meinung das Verhalten von Beamten in diesen 
Fällen disziplinarisch geahndet werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Dienst-
pflicht gehört zu den Kernpflichten des Beamten, 
Herr Kollege Broll. Streiks oder streikähnliches Ver-
halten stellen einen so schwerwiegenden Verstoß 
gegen diese Dienstpflicht dar, daß nach der Recht-
sprechung der Disziplinargerichte regelmäßig die 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens erforderlich 
ist. Die Verhängung der Disziplinarmaßnahme ist 
den Disziplinargerichten vorbehalten, wie Sie wis-
sen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, halten Sie 
z. B. die Praxis für angemessen, nach der streikende 
Lehrer mit 200 DM Buße belegt werden, so daß eine 
Beförderung der betreffenden Lehrer unmittelbar 
nach dem Streik erfolgen kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Kollege Broll, 
Sie haben offensichtlich einen Einzelfall im Zustän-
digkeitsbereich einer Landesregierung vor Augen. 
Ich bitte um Verständnis, daß ich die Maßnahme ei-
ner Landesregierung hier nicht bewerten kann, zu-
mal mir der von Ihnen erwähnte Fall im Augenblick 
nicht bekannt ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — 

Dann rufe ich die Frage 70 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Hirsch auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, warum zwischen franzö-
sischen Vereinigungen für Umweltschutz und der örtlichen 
Handelskammer sowie der Gewerkschaft der Hafenarbeiter 
vereinbart wurde, daß der Hafen Cherbourg bis zum 4. Januar 
1982 für alle Schiffe gesperrt worden ist, die Atommüll für die 
Wiederaufarbeitungsanlage in La Hague an Bord haben, und 
können derartige Vereinbarungen Auswirkungen auf die Be-
seitigung von deutschem Atommüll haben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Kollege Hirsch, 
nach Informationen, die der Bundesregierung von 
französischer Seite gegeben wurden, trifft es nicht 
zu, daß der Hafen von Cherbourg für alle Schiffe mit 
Brennelementen für die Anlage La Hague gesperrt 
worden ist. Vielmehr hat die Gruppe Greenpeace im 
Oktober 1981 einen Kran besetzt, um die Entladung 
eines Schiffes mit für La Hague bestimmten 

Brennelementen aus Japan zu verhindern. Die Ha-
fenarbeitergewerkschaft hat daraufhin mit Green-
peace die Freigabe des Krans vereinbart, um die Ar-
beitsplätze zu sichern. Als Gegenleistung hat sie zu-
gesichert, das Schiff bis 4. Januar 1982 nicht zu ent-
laden. Zwischenzeitlich sind die japanischen Brenn-
elemente im Militärhafen von Cherbourg durch die 
Kriegsmarine ausgeladen worden. 

Präsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Hirsch auf: 
Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob mit ei-

ner Verlängerung dieser Vereinbarung gerechnet werden 
kann, und welche Folgerungen zieht sie daraus? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nach den der 
Bundesregierung vorliegenden Informationen war 
die erwähnte Aktion auf ein Schiff begrenzt und ist 
mittlerweile beendet. Die Bundesregierung sieht in 
dem Vorgang keinen Anlaß, die Belastbarkeit der 
COGEMA-Verträge für die Entsorgungsvorsorge in 
Frage zu stellen. 

Präsident Stücklen: Ebenfalls keine Zusatzfra-
gen. — 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

In welchen Fällen und in welcher Höhe hat die Bundesre-
gierung gegenüber der DDR Schadensersatzforderungen für 
Schäden geltend gemacht, die durch die Sperranlagen oder 
andere Maßnahmen der DDR hervorgerufen und auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland entstanden sind, z. B. 
bei den Minenanschwemmungen im Raum Schnackenburg 
im Jahre 1977 und der Unwetterkatastrophe im Werra-Meiß-
ner-Kreis im Juli 1980? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Bislang sind 
über die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der DDR für insgesamt 57 Scha-
densfälle Schadensersatzansprüche mit einer Grö-
ßenordnung von etwa 1,1 Million DM geltend ge-
macht worden. 

Darin sind auch die von Ihnen beispielhaft auf ge-
führten Fälle wie die Minenanschwemmungen im 
Raum Schnackenburg im Jahre 1975 — ich glaube, 
da ist in der Frage ein Zahlenfehler: nicht 1977, son-
dern 1975 — mit einem Schadensbetrag in Höhe von 
251 000 DM sowie die Unwetterkatastrophe im Wer-
ra-Meißner-Kreis im Juli 1980 mit zirka 184 000 DM 
enthalten. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, in einer Anfrage, die ich zum Thema des Scha-
densfalles Werra-Meißner-Kreis an die Bundesre-
gierung gerichtet hatte, ist mir im Mai 1981 gesagt 
worden, daß der Schaden dort 270 000 DM betragen 
habe. Wie kommt die Differenz zu 184 000 DM zu-
stande? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhm, das muß ich nachprüfen. Vielleicht gibt es 
hier in der Verursachung oder in der Kausalität ir-
gendwelche Probleme. Ich kann es Ihnen aus dem 
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Stegreif nicht sagen. Aber ich bin gern bereit, Ihnen 
das schriftlich zu beantworten. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe Frage 73 — des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) — auf: 

Wie hat die DDR auf diese Schadensersatzforderungen rea-
giert? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die seitens der 
Bundesregierung bislang eingeleiteten Bemühun-
gen, die gegenüber der DDR geltend gemachten 
Schadensersatzforderungen von Bewohnern des 
Bundesgebietes durchzusetzen, haben noch nicht 
zum Erfolg geführt. 
Die Angelegenheit ist in den vergangenen Jahren 

sowohl von unserer Ständigen Vertretung gegen-
über dem Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der DDR als auch vom Bundeskanzleramt ge-
genüber der Ständigen Vertretung der DDR mehr-
fach behandelt und zuletzt auch in der Grenzkom-
missionssitzung am 23./24. September 1981 in Pots-
dam eingehend mit der DDR erörtert worden. 
Die in den Sitzungen der Grenzkommission lau-

fend vorgetragenen Hinweise auf die Schadensver-
hütungspflicht der DDR gemäß Art. 4 Abs. 1 der Ver-
einbarung über Grundsätze zur Schadensbekämp-
fung haben jedoch zu einem deutlichen Rückgang 
der Schadensfälle geführt. 
Da die DDR bisher keine befriedigende Antwort 

gegeben hat, wird die Bundesregierung in Kürze in 
geeigneter Weise erneut die bestehende Rechtslage 
darlegen und dabei nachdrücklich um Maßnahmen 
zur Regulierung der eingetretenen Schäden ersu-
chen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, hat die Bundesregierung bereits einmal erwo-
gen, bei laufenden Zahlungen an die DDR den Be-
trag einzubehalten, der sich auf die Höhe der nach-
gewiesenen Schadensersatzerwartungen beläuft? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhm, ich glaube nicht, daß ein solcher Vorschlag 
sachdienlich wäre und auch nur in irgendeiner 
Weise dazu führen könnte, daß es zwischen den bei-
den deutschen Staaten Entwicklungen zu einem 
Verhältnis gibt, das letztlich auch die Durchsetzung 
solcher Schadensersatzansprüche ermöglicht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, da es sich hier eindeutig um Vertragsverletzun-
gen seitens der DDR handelt, muß ich die Frage stel-
len, was Abmachungen mit der DDR in diesem Be-
reich für einen Sinn haben, wenn sie von dem Ver-
tragspartner nicht eingehalten, sondern in der hier 
aufgezeigten Weise gröblich mißachtet werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhm, Ihre Frage geht weit über diesen speziellen 

Einzelfall hinaus. Ich will zunächst nur noch einmal 
betonen, daß die Bundesregierung ihre Bemühun-
gen auf dem bisher eingeschlagenen Weg fortsetzen 
wird. Ich möchte aber hinzufügen, daß insgesamt 
wohl nur eine Deutschlandpolitik in der Lage ist, sol-
che Bemühungen mit Aussicht auf Erfolg fortzuset-
zen, die der bisherigen Linie der Bundesregierung 
entspricht. Mit einer Abkehr von einer solchen Poli-
tik wäre sicherlich die Wahrscheinlichkeit, Scha-
densersatzansprüche welcher Art auch immer mit 
irgendwelchen Verfahren durchzusetzen, überhaupt 
nicht mehr gegeben. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Grüner zur Verfügung. 
Der Fragesteller der Fragen 76 und 77, Herr Abge-

ordneter Dr. Voss, hat gebeten, die Fragen schriftlich 
zu beantworten. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Ich rufe Frage 74 — des Herrn Abgeordneten Dr. 

Lammert — auf: 
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über das Volu-

men der in den einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
in den letzten Monaten bereits gewährten bzw. angekündig-
ten Subventionen in der Stahlindustrie vor, und kann sie eine 
Aussage darüber machen, ob sich die Subventionspraxis seit 
der Verabschiedung des Stahlsubventionskodex für die Euro-
päische Gemeinschaft im Sinne dieser Regelung geändert 
hat, insbesondere die an die Vergabe von Subventionen ge-
knüpften Bedingungen erfüllt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Dr. Lammert, die EG-
Kommission hat im Dezember vergangenen Jahres 
ihren zweiten Bericht über die Anwendung des Sub-
ventionskodexes Stahl fertiggestellt. Er ist der Bun-
desregierung Ende vergangener Woche zugegangen. 
Der Bericht wird zur Zeit ausgewertet. Ich bin gern 
bereit, Ihnen ein Exemplar zugänglich zu machen; 
allerdings liegt bisher keine deutsche Fassung vor. 
Ohne der Auswertung dieses Berichts vorgreifen 

zu wollen, läßt sich nach den bisherigen Feststellun-
gen der Bundesregierung zur Subventionspraxis 
seit Inkrafttreten des ersten Subventionskodex fol-
gendes sagen. 
Erstens. Die Subventionspraxis ist — bei allen 

Vorbehalten im einzelnen — transparenter gewor-
den. 
Zweitens. Es sind bisher nach Kenntnis der Bun-

desregierung keine neuen Umstrukturierungs- oder 
gar Ausbauprogramme, die mit dem Kodex nicht zu 
vereinbaren wären, von der Kommission genehmigt 
worden. 
Drittens. Es sind allerdings einige Beihilfen ohne 

Genehmigung der Kommission gezahlt worden. 
Darauf werde ich bei der Antwort auf Ihre zweite 
Frage näher eingehen. 

Viertens. Die Bundesregierung hat wenig Ver-
ständnis dafür, daß die Kommission nach Einleitung 
der Vertragsverletzungsverfahren und vor deren 
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Abschluß den betreffenden Mitgliedstaaten weitere 
Beihilfezahlungen — zum Teil sogar an dieselben 
Unternehmen — genehmigt hat. Die Kommission 
hat einige Beihilfen im Vorgriff auf Umstrukturie-
rungsprogramme genehmigt, zum Teil auch mehr-
fach aufeinanderfolgend, was nach Auffassung der 
Bundesregierung einer strikten Anwendung des Ko-
dex nicht entspricht. Dies gilt um so mehr, als dabei 
die sachlichen Auflagen weitgehend offenbleiben. 

Fünftens. Die Kommission hat bisher für keinen 
der größeren Fälle eine abschließende Entscheidung 
erlassen. Dies wird von der Bundesregierung bedau-
ert, zumal da deshalb noch keine eindeutige Klarheit 
über die Genehmigungspraxis der Kommission ins-
besondere auch hinsichtlich des erforderlichen Ka-
pazitätsabbaus herbeigeführt worden ist. Der Stahl-
politik in der Gemeinschaft fehlen deshalb zur Zeit 
noch klare Signale. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann man Ihre erfreulich nüchterne Darstellung der 
Situation am Anfang des Jahres 1982 verkürzt so zu-
sammenfassen, daß nach Verabschiedung des euro-
päischen Subventionskodex der nationale Subven-
tionswettlauf nicht eingestellt, sondern transparent 
oder transparenter gemacht worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde das beja-
hen, allerdings hinzufügen wollen, daß sich die 
Chancen, mit rechtlichen und politischen Mitteln ge-
gen die Subventionen vorzugehen, ebenfalls erheb-
lich verbessert haben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Nun war es j a nicht unbe-
dingt die Absicht des Kodex, das Ganze nur transpa-
renter zu machen. 

Trifft es zu, daß neuere Überlegungen, die offen-
bar in der amerikanischen Administration ange-
stellt werden, unter dem Etikett „Anti-Dumping-
Maßnahmen" unter Hinweis auf die fortgesetzte 
Subventionspraxis der Europäischen Gemeinschaft 
gegen europäische Importe von Stahl in die USA 
vorzugehen, gerade das nach wie vor ungelöste Pro-
blem der Subventionspraxis im Bereich der Europäi-
schen Gemeinschaft zur Voraussetzung haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich zögere, hierauf 
mit einem Ja zu antworten, obwohl es keine Frage 
ist, daß durch die verbesserte Transparenz der Sub-
ventionspraxis in der Europäischen Gemeinschaft 
der amerikanischen Stahlindustrie zusätzliche Ar-
gumente geliefert werden. Allerdings möchte ich 
ganz ausdrücklich darauf hinweisen, daß damit kein 
Werturteil über die beabsichtigten amerikanischen 
Maßnahmen abgegeben sein soll. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe Frage 75 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Lammert auf: 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft eingeleitet  

hat, die der Stahlindustrie Subventionen gewährt haben, ohne 
daß die Kommission vorher hiervon unterrichtet worden ist, 
und um welche Mitgliedstaaten und welche Größenordnung 
der Subventionen handelt es sich dabei, deren Gewährung 
von der Kommission beanstandet wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften hat im November 
bzw. Dezember 1981 folgende Vertragsverletzungs-
verfahren eingeleitet: 

Erstens. Gegen Belgien wurde das Verfahren er-
öffnet wegen der Zahlung von Notbeihilfen in Ge-
stalt von Darlehen von insgesamt 10 Milliarden bfr., 
also rund 600 Millionen DM. Diese Beihilfen waren 
der Kommission notifiziert worden; jedoch war das 
Genehmigungsverfahren nach dem Subventionsko-
dex noch nicht abgeschlossen. 
Zweitens. Gegen Frankreich wurde wegen der 

Zahlung von Notbeihilfen in Gestalt von Darlehen 
von insgesamt 5,4 Milliarden FF, also rund 2,1 Milli-
arden DM, im Jahre 1981 das Verfahren eröffnet. 
Diese Beihilfen waren nach Auffassung der Kom-
mission gezahlt worden, ohne der Kommission vor-
her überhaupt notifiziert worden zu sein. 

Drittens. Gegen Italien wurde das Verfahren ein-
geleitet wegen der Zahlung von 1 200 Milliarden L. 
— 750 Milliarden L. als Darlehen, 431 Milliarden L. 
als Kapitalaufstockung —, also rund 2,2 Milliarden 
DM. Auch hier waren die Beihilfen der Kommission 
nicht einmal notifiziert worden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be-
legt nicht gerade diese Ihre Darstellung des gegen-
wärtigen Sachverhalts, wie praktisch wertlos die als 
großer Erfolg gefeierte Verabschiedung des Subven-
tionskodexes ist, weil in der Praxis sich alle beteilig-
ten Länder nahezu überhaupt nicht um die hier fest-
gelegten Bedingungen scheren und im übrigen als 
geradezu zynische Bestätigung der Gleichgültigkeit 
zum gleichen Zeitpunkt, wo Verfahren wegen Nicht-
einhaltung der Bestimmungen anlaufen, sich gleich-
zeitig die nachträgliche Genehmigung der Kommis-
sion für die Vergabe solcher Subventionen einho-
len? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Verabschiedung 
des Subventionskodexes ist nicht als großer Erfolg 
gefeiert worden. Sie wissen, daß die Bundesregie-
rung in diesen Auseinandersetzungen sehr viel wei-
tergehende Ziele verfolgt hat, die sie allerdings poli-
tisch nicht erreichen konnte. Ich weise darauf hin, 
daß das, was erreicht worden ist, z. B. die Einleitung 
von Vertragsverletzungsverfahren überhaupt erst 
ermöglicht hat und daß auf der Grundlage dessen, 
was erreicht worden ist, heute politische und rechtli-
che Möglichkeiten bestehen, die ohne einen Subven-
tionskodex nicht bestehen würden. Das heißt, die 
Chancen, die Subventionen einzudämmen und ge-
währte Subventionen mit Auflagen zu versehen, die 
einen Kapazitätsabbau beinhalten, sind größer ge-
worden. 

Man muß bei der Beurteilung des außerordentlich 
bedauerlichen Zustands, wie er sich entwickelt hat 
und wie er hier auch dargestellt worden ist, wohl den 



4342 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 75. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Januar 1982 

Parl. Staatssekretär Grüner 
Vergleich ziehen, was geschehen wäre, wenn ein sol-
cher Subventionskodex nicht hätte vereinbart wer-
den können. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was 
beabsichtigt die Bundesregierung zur Lösung der 
Probleme der deutschen Stahlindustrie auf dem 
Hintergrund dieser Praxis zu tun, wenn selbst 
nach Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren 
nicht eine Beendigung der darin ja gerade behandel-
ten vertragswidrigen nationalen Subventionen ver-
anlaßt werden konnte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
beabsichtigt, alle politischen und rechtlichen Mög-
lichkeiten auszuschöpfen und die Kommission darin 
zu unterstützen, sie auch gegenüber den etwa Ver-
tragsbrüchigen anzuwenden — bis hin zur Aufforde-
rung, Beihilfen, die gewährt worden sind, zurückzu-
zahlen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 78 der Abgeordneten Frau Gei-

ger auf: 
Entspricht es den Tatsachen, daß der Bundeswirtschaftsmi-

nister im Rahmen der institutionellen Förderung der Ver-
braucherzentrale Bayern e. V. im Zuwendungsbescheid 1981 
mitgeteilt hat, daß ab 1. Januar 1982 neugefaßte Verwaltungs-
vorschriften zu den §§ 44 und 44 a der Bundeshaushaltsord-
nung Anwendung finden, und damit von den Verbraucherzen-
tralen nur noch Risiken für Schäden an Personen, Sachen und 
Vermögen versichert werden können, soweit die Versiche-
rung gesetzlich vorgeschrieben ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, Frau Kol-
legin, daß der Bundesminister für Wirtschaft die Zu-
wendungsempfänger seines Geschäftsbereichs, also 
auch die Verbraucherzentrale Bayern e. V., bereits 
letztes Jahr im Zusammenhang mit einer Änderung 
der vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu den 
§§ 44 und 44 a der Bundeshaushaltsordnung darauf 
hingewiesen hat, daß sie ihre Risiken für Schäden 
an Personen, Sachen und Vermögen ab 1. Januar 
1982 nur noch insoweit versichern dürfen, als eine 
Versicherung gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
sollen dann in Zukunft Ersatzansprüche als Folge 
von Personen- und Sachschäden abgedeckt werden 
angesichts der Tatsache, daß die Verbraucherzen-
tralen nicht über ein eigenes Vermögen verfügen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wie im gesamten üb-
rigen öffentlichen Bereich ist das nur auf dem Wege 
der sogenannten Selbstdeckung möglich. Das bedeu-
tet im Einzelfall, daß sich die betroffenen Zentralen, 
wenn solche Schäden auftreten sollten, an ihre Geld-
geber wenden müßten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Bei den 21 Beratungsstel-
len allein in Bayern wird mit dem wachsenden Besu-
cherandrang das Risiko insbesondere infolge von 
Personenschäden immer größer und unkalkulierba-

rer. Wie soll da im Rahmen der Sorgfaltspflicht ge-
genüber Besuchern und Mitarbeitern ein geregelter 
Betrieb abgewickelt werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bei den vom Haus-
haltsausschuß der Bundesregierung empfohlenen 
und auferlegten Maßnahmen geht man davon aus, 
daß die sogenannte Selbstdeckung der preisgünsti-
gere Weg gegenüber gesetzlich nicht vorgeschriebe-
nen Versicherungen ist. Es bleibt dabei, daß sich die 
Zuwendungsempfänger im Schadensfalle an ihre 
Geldgeber wenden können und müssen. Auf diese 
Weise muß im Einzelfall eine Deckung geschaffen 
werden. Ich sehe daher nicht die Gefahr, daß gene-
rell eine Lage eintreten könnte, die die Abwicklung 
des Geschäftsverkehrs der Verbraucherzentralen 
beeinträchtigt. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 79 der Abgeordneten Frau Gei-

ger auf: 
Wenn ja, entspricht es den Tatsachen, daß damit die nicht 

gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungen Feuer, Ein-
bruchdiebstahl, Wasser, Glas, Haftpflicht und vermischte 
Schadenshaftpflicht (Rechtsberatung) zum nächstmöglichen 
Termin gekündigt werden müssen, und damit die Verbrau-
cherzentralen dann allen auftretenden Risiken schutzlos ge-
genüber stehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Da nach den Bestim-
mungen, die ich in meiner Antwort auf Ihre erste 
Frage beschrieben habe, nur die Prämien für die ge-
setzlich vorgeschriebenen Versicherungen zuwen-
dungsfähig sind, stehen alle Zuwendungsempfänger 
des Bundes vor der Notwendigkeit, die in Ihrer 
Frage erwähnten, gesetzlich nicht vorgeschriebenen 
Versicherungen zum frühestmöglichen Termin zu 
kündigen. Im Hinblick auf das auch für Zuwen-
dungsempfänger verbindliche Prinzip der Gesamt-
deckung, wonach alle Einnahmen ohne Rücksicht 
auf ihre Herkunft zur Deckung aller Ausgaben her-
anzuziehen sind, kann den Zuwendungsempfängern 
auch nicht gestattet werden, Prämien für gesetzlich 
nicht vorgeschriebene Versicherungen aus ihren ei-
genen Einnahmen, beispielsweise also aus ihrem 
Beitragsaufkommen, zu bezahlen. 
Offenbar wollen auch die Länder das Prinzip der 

sogenannten Selbstdeckung bei Zuwendungsemp-
fängern konsequent angewendet wissen. Der Ar-
beitsausschuß Haushaltsrecht und Haushaltssyste-
matik der Länderfinanzminister hat es jedenfalls in 
seiner Sitzung vom 4. Dezember 1981 abgelehnt, für 
die Versicherung des Rechtsberatungsrisikos der 
Verbraucherzentralen eine Ausnahme zuzulassen. 
Darüber hat mich das Finanzministerium Baden-
Württemberg mit Schreiben vom 22. Dezember 1981 
informiert. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann nicht mit einer Änderung dieser Anordnung 
gerechnet werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, mit einer Ände-
rung kann nicht gerechnet werden. Verständlicher- 
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weise ist diese Frage mehrfach gestellt worden, und 
es ist auch Kritik an dieser Praxis geübt worden. 

Ich könnte mir eine Änderung nur dann vorstel-
len, wenn dem Haushaltsausschuß im Einzelfall in 
Zukunft nachgewiesen werden würde, daß der Auf-
wand für die Versicherungsprämien deutlich niedri-
ger als etwa fällige Schadensregulierungen war. 
Dann wäre sicher ein Anlaß gegeben, diese vom 
Haushaltsausschuß angeregte Praxis einer erneu-
ten Überprüfung zu unterziehen. Daß es Für und Wi-
der gibt, ist gar keine Frage, und daß da auch Pro-
bleme auftreten, wird von uns genauso wie von Ih-
nen gesehen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Sprung auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Höhe die 
Volksrepublik Polen insgesamt bei Gläubigern in der Bundes-
republik Deutschland verschuldet ist, und welcher Teil dieser 
Verschuldung ist durch Bundesbürgschaften abgedeckt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Nach den der Bun-
desregierung zur Verfügung stehenden Unterlagen 
beläuft sich die Gesamtverschuldung polnischer 
Schuldner gegenüber Gläubigern in der Bundesre-
publik Deutschland auf etwa 9 Milliarden DM. Da-
von sind rund zwei Drittel verbürgt; der Rest ist un-
verbürgt. Zinsen sind in diesen Beträgen nicht ent-
halten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gibt 
es Zusagen der Bundesregierung zur Absicherung 
von Forderungen, die nicht Bürgschaften sind, und, 
falls dies der Fall sein sollte, wie hoch sind solche Zu-
sagen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es gibt keine derarti-
gen Zusagen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 81 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Sprung auf: 

Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, den Betroffe-
nen zu helfen — etwa durch die Möglichkeit steuermindern-
der Abschreibung der Forderungen —, bzw. wie stellt sich die 
Bundesregierung die weitere Behandlung der Problematik 
vor? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die nach geltendem 
Steuerrecht bestehenden Möglichkeiten, Teilwert-
abschreibung, Stundung, Anpassung der Steuervor-
auszahlungen, Verzicht auf Beitreibungsmaßnah-
men, sind nach Auffassung der Bundesregierung ge-
eignet, den Belangen der betroffenen Unternehmen 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Einzel-
fall gerecht zu werden. Die Bundesregierung wird 
die weitere Entwicklung sorgfältig beobachten und 
gegebenenfalls im Einvernehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder sicherstellen, daß die 
entscheidungserheblichen Sachverhalte den Fi-
nanzämtern bekanntgegeben werden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung die Notwendigkeit, gegebenen-
falls z. B. dann aus der Übernahme von Hermes-
Bürgschaften tätig zu werden, wenn die Zinszahlun-
gen für 1981, die zu einem Teil noch offen sind, nicht 
geleistet werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Verfahren ist klar festgelegt, das Hermes zur Zah-
lung verpflichtet. Nach diesem Verfahren werden et-
waige Schadenfälle auch abgewickelt werden. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Auch wenn die 
Zinszahlung ausbleibt?) 

— Ich bin im Augenblick nicht in der Lage, zu sagen, 
ob die Hermes-Deckung auch etwa ausstehende 
Zinszahlungen umfaßt, ich bin aber gern bereit, Ih-
nen gegenüber dazu gesondert Stellung zu neh-
men. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung Konsequenzen für die Bilanz-
abschlüsse der deutschen Kreditinstitute, wenn die 
für 1981 noch offenen Zinszahlungen nicht bis zur 
endgültigen Aufstellung der Bilanzen erfolgen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist Sache der 
Banken selbst. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 82 des Herrn Abgeordneten 

Würtz auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal; es 
wird wie in den Richtlinien vorgesehen verfahren. 

Ich rufe die Frage 83 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jens auf: 

Wird die Bundesregierung bei der anstehenden Prüfung der 
Fusion zwischen Springer und Burda ihre eigenen Aussagen 
aus dem Bericht „Zur Lage von Presse und Rundfunk in der 
Bundesrepublik Deutschland" über die Konzentration auf die-
sem Markt berücksichtigen, und ist sie gegebenenfalls bereit, 
bei einem öffentlichen Anhörungsverfahren durch das Bun-
deswirtschaftsministerium auch die unmittelbaren Konkur-
renten, wie Gruner & Jahr bzw. Bertelsmann u. a. m., zu Wort 
kommen zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesminister 
für Wirtschaft wird bei seiner Entscheidung selbst-
verständlich die Aussagen des Berichtes „Zur Lage 
von Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik 
Deutschland" berücksichtigen. Außerdem wird er, 
wie im Kartellgesetz vorgesehen, in der öffentlichen 
mündlichen Verhandlung allen Beteiligten ein-
schließlich der betroffenen Verbände, Gewerkschaf-
ten, Bundesländer und — sofern sie es wünschen — 
auch den unmittelbaren Konkurrenten Gelegenheit 
geben, ihre Auffassung zum Zusammenschlußvor-
haben Springer/Burda vorzutragen. Den Wettbe-
werbern steht es darüber hinaus frei, sich zu dem 
Verfahren beiladen zu lassen und so den Status ei-
nes Verfahrensbeteiligten zu erhalten. Von zwei 
Verlagen liegen bereits entsprechende Beiladungs-
anträge vor. 

Bei der Ministerentscheidung selbst werden 
selbstverständlich die Konsequenzen des Zusam-
menschlusses für den Wettbewerb eine wichtige 
Rolle spielen. Nach dem Gesetz sind jedoch auch et- 
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waige gesamtwirtschaftliche und Gemeinwohl-
aspekte gebührend zu berücksichtigen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage bitte. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß die Konzentration auf dem 
Zeitungsmarkt, insbesondere auf dem Markt für 
Sonntagszeitungen, bereits ein Ausmaß erreicht hat, 
das nun wirklich nicht weiter gesteigert werden 
darf? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte im Zusammenhang mit Ihrer Frage keine 
Bewertung dieses von Ihnen genannten Konzentra-
tionsvorganges abgeben, weil darin eine Vorweg-
nahme bestimmter Urteile in dem anstehenden Ver-
fahren gesehen werden könnte. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, befürchten 
Sie denn auch wie ich, daß es eventuell zum Abbau 
von Arbeitsplätzen kommen könnte, und zwar im 
Bereich von Rundfunk- und Fernsehzeitschriften, 
wenn eine derartige Fusion zwischen Springer und 
Burda möglicherweise genehmigt werden würde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Diese Frage wird in 
dem anstehenden Verfahren sicher eine wichtige 
Rolle spielen und mit in die Entscheidung des Mini-
sters einfließen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 84 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Jens auf: 
Ist es richtig, daß die Bundesregierung überlegt, die Mini-

stererlaubnis für die angestrebte Unternehmensfusion zwi-
schen Springer und Burda zu erteilen, unter der Bedingung, 
daß bestimmte marktstarke Zeitungen oder Zeitschriften wie 
z. B. das Hamburger Abendblatt aus dem neuen Mammutkon-
zern ausgegliedert und einer neuen, eigenen Verlagsgruppe 
unterstellt werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Frage nach et-
waigen wettbewerbsneutralen Alternativen für das 
Zusammenschlußvorhaben läßt sich nach dem der-
zeitigen Verfahrensstand nicht beantworten. Es sind 
jetzt zunächst die gesetzlich vorgeschriebene Stel-
lungnahme der Monopolkommission und die öffent-
liche mündliche Verhandlung abzuwarten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage? 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, stimmt es, 
wie Pressemitteilungen zu entnehmen war, daß be-
kannte Politiker, die möglicherweise an der Ent-
scheidung über diesen Fusionsfall mitwirken, in der 
letzten Zeit von den Springer-Blättern und vom Bur-
da-Konzern in der Öffentlichkeit besonders gut be-
handelt worden sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir lie-
gen keine Anhaltspunkte für die Berechtigung einer 
solchen Behauptung vor. Sie ist natürlich auch sehr 
subjektiv. Aber ich würde wirklich sagen, daß es kei-
nen Anhaltspunkt für eine solche Behauptung oder 
einen solchen Verdacht gibt. Es ist natürlich nahelie-
gend, in einem solchen Verfahren derartige Behaup-
tungen aufzustellen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Jens, 
diese Frage ist auch im Rahmen der Richtlinien für 
die Fragenstunde nicht zulässig. Das ist eine typi-
sche Dreiecksfrage, die nicht zulässig ist. Da aber 
die Frage gestellt worden ist, steht sie sozusagen im 
Raum, und da ist die Antwort durchaus gerechtfer-
tigt. 

Wir sind am Ende der Fragestunde. Die nächste 
Fragestunde findet morgen um 8 Uhr statt. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.00 Uhr) 
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. Dezember 1981 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Ar-
tikel 77 Abs. 2 oder 3 GG nicht gestellt: 

Zweites Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
(2. Haushaltsstrukturgesetz - 2. HStruktG) 

Gesetz zur Konsolidierung der Arbeitsförderung (Arbeitsför-
derungs-Konsolidierungsgesetz - AFKG) 

Gesetz zur Ergänzung und Verbesserung der Wirksamkeit ko-
stendämpfender Maßnahmen in der Krankenversicherung 
(Kostendämpfungs-Ergänzungsgesetz - KVEG) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur wirtschaftlichen Siche-
rung der Krankenhäuser und zur Regelung der Kranken-
hauspflegesätze (Krankenhaus-Kostendämpfungsgesetz) 

Gesetz zur Förderung der Berufsbildung durch Planung und 
Forschung (Berufsbildungsförderungsgesetz - BerBIFG) 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der gemeinsamen Marktorganisationen 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Drittes Gesetz zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
(3. BbÄndG) 
Gesetz zu dem Abkommen vom 20. August 1981 zur Änderung 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage 

Gesetz zu dem Abkommen vom 3. Juli 1979 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Elfenbeinküste 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und Regelung der ge-
genseitigen Amtshilfe auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen 

Gesetz zu dem Abkommen vom 15. Juli 1980 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Portugiesischen Repu-
blik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 16. September 1980 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Portugiesischen Repu-
blik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

Gesetz zu dem Abkommen vom 24. Juli 1979 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kenia über 
den Fluglinienverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten und 
darüber hinaus 

Gesetz zu dem Internationalen Übereinkommen von 1973 zur 
Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe und zu 
dem Protokoll von 1978 zu diesem Übereinkommen 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat folgende Ent-
schließung gefaßt: 

Der Bundesrat begrüßt, daß sich die Bundesregierung nach 
ihrer Erklärung in der Denkschrift um eine gleichzeitige An-
wendung der Anlagen III bis V des Übereinkommens auch 
durch die anderen EG-Mitgliedsstaaten bemüht. Dies ist un-
bedingt erforderlich, um Wettbewerbsnachteile der deutschen 
Seehäfen und der deutschen Seeschiffahrt gegenüber ihren 
europäischen Konkurrenten zu vermeiden. 

In seiner Sitzung am 18. Dezember 1981 hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, zu dem Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Wohnungs-
und Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1983) zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. Das Schreiben 
des Präsidenten des Bundesrates ist als Drucksache 9/1228 ver-
teilt. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
17. Dezember 1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage für erledigt erklärt hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 72/464/EWG über die anderen Verbrauchsteuern 
auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer (Drucksache 9/1088 
Nr. 10) 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 21. Dezember 1981 unter Bezugnahme auf § 17 
Abs. 5 Postverwaltungsgesetz den Voranschlag der Deutschen Bun-
despost für das Rechnungsjahr 1982 übersandt. Der Voranschlag 
liegt im Parlamentsarchiv zur Einsichtnahme aus. 

Anlage 3 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Fragen 
des Abgeordneten Clemens (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1252 Fragen 1 und 2): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich seit der 
letzten Erhöhung der Streitwertgrenze am 1. Januar 1975 der 
Geldwertverfall verdoppelt hat, wenn sie in ihrer Stellung- 
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nahme zum Gesetzentwurf des Bundesrats „zur Erhöhung 
der Wertgrenzen in der Gerichtsbarkeit" bei einer Erhöhung 
der Streitwertgrenze von 3 000 DM auf 6 000 DM von einer An-
passung an die wirtschaftliche Entwicklung spricht? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Streitwerterhöhung 
einen Beitrag zur Entlastung der Gerichte darstellt? 

Zu Frage 1: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
nicht erklärt, daß eine Erhöhung der Wertgrenze zur 
Abgrenzung der amts- von der landgerichtlichen Zu-
ständigkeit von 3 000 DM auf 6 000 DM zur Anpas-
sung an die wirtschaftliche Entwicklung erforder-
lich sei. Sie hat vielmehr — ohne zu dem vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Betrag bereits konkret Stel-
lung zu nehmen — erklärt, daß die Wertgrenzen in 
der Gerichtsbarkeit an die wirtschaftliche Entwick-
lung angepaßt werden sollten und daß die vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Maßnahmen einen Beitrag 
zur Entlastung der Gerichte leisten könnten. 

Zu Frage 2: 

Eine gewisse Entlastung wird dadurch erreicht, 
daß beim Amtsgericht ein Richter entscheidet, wäh-
rend beim Landgericht ganz überwiegend — näm-
lich im Bundesdurchschnitt im Jahre 1980 in rund 
75% aller Fälle — drei Richter mit einem Zivilprozeß 
befaßt sind. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Frage des Abgeordneten Schulze (Berlin) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1252 Frage 4): 

Treffen Presseberichte zu, nach denen der Staatsratsvorsit-
zende der DDR, Erich Honecker, bei seinem Treffen mit Bun-
deskanzler Schmidt am Werbellinsee die Bereitschaft der 
DDR zur Zurücknahme der erhöhten Zwangsumtauschsätze 
erklärt haben soll? 

Die Bundesregierung hat zu Presseberichten über 
angebliche Zusagen der DDR auf Rücknahme der 
Erhöhung der Mindestumtauschsätze unmittelbar 
nach ihrem Bekanntwerden Stellung genommen. 
Sie betrachtet die Mutmaßungen in bezug auf die 
Mindestumtauschregelung als Spekulationen. Der-
artige Spekulationen sind geeignet, positive Bewe-
gungen für die weitere Entwicklung der Beziehun-
gen zwischen den beiden deutschen Staaten zu ge-
fährden. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
die Frage des Mindestumtausches für unsere Seite 
von großer Bedeutting ist. Sie hat dabei keinen Zwei-
fel daran gelassen, daß insbesondere diese Frage in 
einem politisch-psychologischen Zusammenhang 
mit wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen 
steht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1252 Frage 17): 

Wie verteilen sich bei der Deutschen Bundesbahn die Be-
triebskosten auf den Teil des Streckennetzes (39 v. H. der 
Strecken), auf dem die Bahn 84 v. H. ihrer gesamten Trans-
portleistungen erbringt, einerseits und auf den übrigen Teil 
(61 v. H. der Strecken mit 16 v. H. der Transportleistungen) 
andererseits? 

Die Betriebskosten der Deutschen Bundesbahn 
setzen sich aus folgenden 3 großen Blöcken zusam-
men: 
— Kosten der Abfertigung (z. B. Kosten der Güter-

abfertigung bzw. Fahrkartenausgabe) 
— Kosten der Zugbildung (z. B. Kosten eines Ran-

gierbahnhofs) 
— und Kosten der Zugförderung (z. B. Kosten der 

Strecke und des Zuges). 

Die Kosten der Abfertigung und Zugbildung las-
sen sich nur einem Gesamttransport von der Quelle 
bis zum Ziel zuordnen. Sie sind unabhängig von der 
Traktionsart der Züge, in denen dieser Transport be-
fördert wird. 

Die Kosten der Zugförderung dagegen stehen in 
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Strek-
ke, auf der die Züge verkehren, so daß nur in diesem 
Bereich der erfragte Kostenvergleich möglich ist. 
Nach Angaben der Deutschen Bundesbahn betragen 
die Kosten der Zugförderung etwa 58 % der gesam-
ten Betriebskosten. 

Von diesen Zugförderungskosten entfallen 68 Vo 
auf die elektrische Traktion, mit der 84 % der Trans-
portleistungen bewältigt wird. Die Dieseltraktion, 
auf die nur 16 % der Transportleistungen entfallen, 
verursacht jedoch 32 % der Zugförderungskosten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. von Geldern (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1252 Fragen 20 und 21): 

In welchem Umfang sind in den vergangenen Jahren wegen 
Verschmutzung des Meeres durch Öl und andere Stoffe Straf- 
und Bußgeldverfahren durchgeführt, und wie oft  und in wel-
cher Höhe sind Strafen und Bußgelder verhängt worden? 

Wie oft  sind 1981 auf Schiffen unter fremder Flagge Mängel 
hinsichtlich des Schiffes und seiner Besatzung festgestellt 
worden, und wie hoch ist diese Zahl in bezug auf die Gesamt-
zahl der deutschen Häfen anlaufenden und von den Behörden 
kontrollierten Schiffe unter fremder Flagge? 

Zu Frage 20: 

Da es eine gesonderte Statistik über die von deut-
schen Gerichten in Sachen Verschmutzung des Mee-
res durch 01 oder andere Stoffe durchgeführten 
Strafverfahren nicht gibt, kann die gestellte Frage 
nicht in ihrer Gesamtheit beantwortet werden. Denn 
innerhalb der Hoheitsgewässer werden Verstöße ge- 
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gen das Ölverschmutzungsübereinkommen von 
1954 mit Änderungen von 1969 und 1971 nach Maß-
gabe des Strafgesetzbuches von den Justizbehörden 
der Länder geahndet. Die Kriminalstatistik macht 
keine differenzierenden Angaben über Verstöße im 
Bereich des Küstenmeeres. 

Anders hingegen sieht es für den Bereich der ge-
ringfügigen Verstöße aus, die als Ordnungswidrig-
keiten geahndet werden und mit deren Verfolgung 
das zum Geschäftsbereich des BMV gehörende 
Deutsche Hydrographische Institut durch Verord-
nung vom 24. Juli 1979 beauftragt worden ist. 

Das deutsche Hydrographische Institut hat seit 
1979 9 Ordnungswidrigkeitenverfahren bearbeitet. 5 
Verfahren mußten eingestellt werden, weil die Tat-
bestandsvoraussetzungen entweder nicht zu bewei-
sen oder nicht gegeben waren. 4 Verfahren sind noch 
anhängig. 

Zu Frage 21: 

Die Gesamtzahlen über die Ergebnisse der Kon-
trollen auf Schiffen unter fremder Flagge und die 
Anzahl der Schiffe, die deutsche Seehäfen angelau-
fen haben, liegen für 1981 noch nicht vor. Hiermit 
wird bis etwa Mai 1982 gerechnet. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Linsmeier (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1252 Fragen 24 und 25): 

Welche exakten Termine hat die Bundesregierung für die 
Aufstellung von „Anschriftenlesern" vorgesehen, und durch 
welche Eckdaten lassen sich die Vorteile dieser Anlagen 
kennzeichnen? 
Hat die Deutsche Bundespost eine Einführungsstrategie, 

die unter Berücksichtigung der Kostengrenzen im Selbst-
wählfernverkehr einerseits und der zunehmenden Relevanz 
der Zeitdauer andererseits zur Ausweitung der Zeittaktzonen 
geführt, und wie sieht diese Einführungsstrategie gegebenen-
falls aus? 

Zu Frage 24: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Frage auf die Verwendung von „Anschriftenlesern" 
bei Briefverteilanlagen der Deutschen Bundespost 
abhebt. 

Die Deutsche Bundespost hat „Automatische An-
schriftenleser" bereits bei den Postämtern Wiesba-
den 1, Münster 1 und Ludwigshafen 1 im Einsatz. 

Exakte Termine für die Aufstellung weiterer Ma-
schinen gibt es zur Zeit nur für die Postämter Frank-
furt 3, Würzburg 1 und Mainz 1, die 1982/83 ausgerü-
stet werden sollen. 

Kurzfristig soll auch das Bahnpostamt München 
automatische Anschriftenleser erhalten. 

Durch den Einsatz von Anschriftenlesern werden 
Kosten gespart und Schichtdienste vermindert. Eine 
Anschriftenlesemaschine kann ohne menschliches 
Zutun stündlich etwa 18 000 Briefe so präparieren,  

daß die Sendungen anschließend vollautomatisch 
verteilt werden können. 

Zu Frage 25: 

Die Kosten für eine Telefonverbindung im Selbst-
wählfernnetz der Deutschen Bundespost hängen bei 
gegebener Technik sowohl von der Zeitdauer als 
auch von der zu überbrückenden Entfernung ab. 

Bedingt durch den allgemeinen Verkehrszuwachs 
und durch den technischen Fortschritt tritt im 
Selbstwählfernnetz der Deutschen Bundespost nach 
und nach die Entfernung als Kostenelement — und 
damit als Tarifkriterium — gegenüber der Nut-
zungszeit zurück. 

Ein weiterer Schub in diese Richtung ist zu erwar-
ten, wenn nennenswerte Verkehrsmengen in hoch-
integrierten, neuen Netzen abgewickelt werden; dies 
wird nach heutigem Kenntnisstand erst in den 90er 
Jahren der Fall sein. 

Die Deutsche Bundespost trägt Veränderungen in 
der Kostenentwicklung auch in ihrem Tarifsystem 
stets Rechnung. Dies gilt auch für die Nahberei-
che. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 9/1252 
Fragen 27 und 28): 

Trifft es zu, daß das Referat für Betriebssicherung der 
Oberpostdirektion (OPD) Frankfurt/Main mit einer „VS-ver-
traulichen" Verfügung alle Post- und Fernmeldeämter ange-
wiesen hat, „vor Abschluß eines Arbeitsvertrags alle Bewer-
bungen zu melden", die OPD erteilt dann dem einstellenden 
Amt fernmündlichen Bescheid, und ist damit davon auszuge-
hen, daß bei der Deutschen Bundespost bei Zeitarbeitskräften 
eine „Regelanfrage" stattfindet? 

Wie erklärt die Bundesregierung Ihre Antworten auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Bötsch (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/828, Fragen 51, 52) und auf meine Frage, „Auskünfte bei 
Sicherheitsbehörden werden bei Zeitarbeitskräften in der Re-
gel nicht eingeholt" (Stenographischer Bericht über die 
73. Sitzung, Anlage 36) im Hinblick auf die oben erwähnte 
Verfügung der OPD Frankfurt/Main? 

Die Behandlung geheim zu haltender Vorgänge 
sowie Auskünfte darüber sind in der „Verschlußsa-
chenanweisung (VS-Anweisung) für die Bundesbe-
hörden" und in der „Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages" (Anlage 3 zur Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages) geregelt. 

Nach diesen Regelungen ist es nicht möglich, Ihre 
Frage im Rahmen der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages zu beantworten. 

Die von der Bundesregierung erteilten Antworten 
auf die Fragen des Abgeordneten Dr. Bötsch (CDU/ 
CSU) am 25.9. 81 und auf Ihre Frage am 10. 12.81 
sind nach wie vor richtig. 
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Anlage 9 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
9/1252 Fragen 36 und 37): 

Welche Bedingungen und Erwartungen haben Vertreter 
der Landesregierungen von Baden-Württemberg und Bayern 
gegenüber der Bundesregierung an ihre Bereitschaft ge-
knüpft, in ihren Bundesländern auf die Energieversorgungs-
unternehmen für eine finanzielle Unterstützung des Baus des 
Schnellen Brüters in Kalkar einzuwirken, und wie stellt sich 
die Bundesregierung zu diesen Bedingungen und Erwartun-
gen? 

Welche Bedingungen und Erwartungen hat das RWE ge-
genüber der Bundesregierung an die Bereitschaft geknüpft, 
einen erheblichen Anteil der Mehrkosten des Schnellen Brü-
ters in Kalkar zu übernehmen, und wie stellt sich die Bundes-
regierung zu diesen Bedingungen und Erwartungen? 

Zu Frage 36: 

Die Regierung Baden-Württembergs hat die Bun-
desregierung um Unterstützung für die Projekte 
Wyhl und Neckarwestheim II, die Regierung des 
Freistaates Bayern hat um Unterstützung bei der 
Vorbereitung für eine Wiederaufarbeitungsanlage 
in Bayern gebeten. Der Bundeskanzler hat in sei-
nem Schreiben an den Ministerpräsidenten des Lan-
des Baden-Württemberg, Herrn Späth, unter Hin-
weis auf die dritte Fortschreibung des Energiepro-
gramms mitgeteilt, daß die Bundesregierung die 
Länder bei der Realisierung von solchen Kernkraft-
werksprojekten nachhaltig unterstützen wird, wel-
che zur Behebung des Defizits im Grundlastbereich 
von den Ländern mit den jeweiligen Energieversor-
gungsunternehmen als notwendig angesehen wer-
den. Zu konkreten Standortentscheidungen hat der 
Bundeskanzler auf die Zuständigkeit der Länder 
verwiesen. 

Bezüglich der Wiederaufarbeitungsanlage hat der 
Bundeskanzler dem Ministerpräsidenten des Frei-
staates Bayern, Herrn Dr. Strauß, mitgeteilt, daß die 
Bundesregierung die Bereitschaft der Bayerischen 
Staatsregierung begrüßt und unterstützt, einen An-
trag auf Errichtung und Betrieb einer Wiederaufar-
beitungsanlage in Bayern zu prüfen. 

Zu Frage 37: 

Die drei Elektroversorgungsunternehmen (EVU), 
Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG 
(RWE), Preußenelektra und Nordwestdeutsche 
Kraftwerke AG (NWK), die sich bisher konkret zur 
Übernahme eines Teils des von der Bundesregie-
rung geforderten Beitrags bereitérklärt haben, 
nannten folgende Bedingungen bzw. Erwartungen: 

1) Die Gesamtfinanzierung muß gesichert sein. 

2) Die Zahlung beginnt nach der Entscheidung des 
Deutschen Bundestages über die Inbetriebnah-
me. 

3) Die Teilerrichtungsgenehmigungen für den 
SNR-300 müssen — sofort vollziehbar — vorlie-
gen. 

4) Preußenelektra und NWK verlangen ungehin-
derten Zugang zum Know-how aus dem SNR-300 

sowie die Möglichkeit zur Beteiligung am franzö-
sischen Super-Phenix und am nächsten Brüter-
projekt in Deutschland. 

5) Alle drei EVU betrachten ihren Beitrag als Zu-
schuß und erwarten, daß er in ihrer Kostenrech-
nung als abzugsfähige Betriebsausgabe aner-
kannt und bei der Strompreisgenehmigung 
durch die jeweiligen Wirtschaftsminister berück-
sichtig wird sowie im Falle der Sondertarifkun-
den durchgesetzt werden kann. 

6) Alle drei EVU sind der Auffassung, daß eine sol-
che Beteiligung nur vertretbar ist, wenn später 
die Brütertechnik auch kommerziell genutzt wer-
den kann und wenn die notwendige LWR-Nut-
zung ungehindert möglich ist. Sie behalten sich 
vor, ihre Zahlungen einzustellen, falls dies nicht 
erreichbar ist. 
Die Bundesregierung hat Verständnis dafür, daß 

die EVU ihre zusätzliche Beteiligung nicht kondi-
tionslos zusagen wollen. So ist auch für die Bundes-
regierung auf Dauer die Fortsetzung des Projekts 
ohne Sicherstellung der Gesamtfinanzierung unzu-
mutbar. Sie bemüht sich deshalb um weitere EVU-
Zusagen. 

Über die Bedingungen und Erwartungen, die mit 
einer höheren Beteiligung der Stromwirtschaft an 
der Finanzierung des SNR-300 verbunden sind, muß 
im einzelnen noch verhandelt bzw. gesprochen wer-
den. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra
-gen des Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 

(CDU/CSU) (Drucksache 9/1252 Fragen 61 und 62): 
Treffen die Pressemeldungen über die im Bundeskriminal-

amt vorgenommene Vernichtung eines Fahndungsfotos des 
gesuchten NS-Arztes Josef Mengele, die verständliche Un-
ruhe ausgelöst haben, zu, und warum ist gegebenenfalls ein 
solches Foto vernichtet worden? 
Welche Bemühungen zur Ergreifung von Mengele haben 

die zuständigen deutschen Stellen in den letzten Jahren un-
ternommen, und wie weit sind sie dabei von ausländischen 
Stellen unterstützt worden? 

Zu Frage 61: 
Wie ich soeben auf die inhaltsgleiche Frage des 

Abgeordneten Wiefel ausgeführt habe, trifft es nicht 
zu, daß das Bundeskriminalamt ein Fahndungsfoto 
des mit Haftbefehl gesuchten SS-Arztes Mengele 
vernichtet hat. 
Wegen der Einzelheiten nehme ich auf meine Aus-

führung Bezug, die ich soeben zur Beantwortung der 
Fragen des Kollegen Wiefel vorgetragen habe. 

Zu Frage 62: 
Gegen Josef Mengele besteht Haftbefehl. Ermitt-

lungsführende Stelle ist die Staatsanwaltschaft 
Frankfurt. Um Ihre Frage beantworten zu können, 
hat die Bundesregierung deshalb die hessischen Be-
hörden um einen Bericht gebeten, den ich Ihnen zu-
leiten werde. 
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